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A. BEKANNTMACHUNGEN

I.
Gesamtkirchliche Verlautbarungen

Evangelische Kirche in Deutschland

Reg.-Nr. 6014 (3) 68

Nachstehend wird das Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche in Deutschland
vom 10. November 2005 (ABl.EKD 2005, S. 551) in der Fassung
des 1. Änderungsgesetzes vom 8. November 2006 (ABl.EKD
2006, S. 515) und die Erste Verordnung über das In-Kraft-Treten
des Kirchenbeamtengesetzes der EKD vom 8. Dezember 2006
(ABl.EKD 2007, S. 1) bekannt gemacht. Damit tritt das Kirchen-
gesetz zur Änderung kirchenbeamtenrechtlicher Regelungen vom

20. November 2006 (ABl. S. A 197) gemäß Artikel 4 Absatz 1
dieses Kirchengesetzes am 1. April 2007 in Kraft.

Dresden, am 13. März 2007

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt Sachsens

Hofmann



A 54 / Jahrgang 2007 – Nr. 7 Amtsblatt Dresden, am 13. April 2007

Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

(Kirchenbeamtengesetz der EKD - KBG.EKD)

Vom 10. November 2005 (ABl.EKD 2005, S. 551)
geändert durch Kirchengesetz vom 8. November 2006 (ABl.EKD 2006, S. 515)

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit
Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des Artikels 10
Abs. 1 und Abs. 2 Buchstabe a und des Artikels 10a Abs. 2 Buch-
stabe b und c der Grundordnung der Evangelischen Kirche in
Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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Teil 1 Allgemeine Bestimmungen
§ 1

Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis
(1) Der Dienst der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
gründet auf dem Auftrag, den die Kirche von ihrem Herrn Jesus
Christus erhalten hat. Alle in den Dienst der Kirche Berufenen
wirken an der Erfüllung dieses Auftrags mit.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten stehen in einem
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis (Kirchenbe-
amtenverhältnis).

§ 2
Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse. Es gilt
ferner für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über
die die Evangelische Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche
oder ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht führt.
(2) Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger (Dienstherren) besitzen
das Recht, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu haben
(Dienstherrnfähigkeit), soweit das Recht der Evangelischen Kirche
in Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich nicht Einschränkungen
vorsieht.

§ 3
Funktionsvorbehalt

In das Kirchenbeamtenverhältnis soll berufen werden, wer über-
wiegend kirchliche Aufsichtsbefugnisse ausüben oder überwiegend
andere Aufgaben von besonderer kirchlicher Verantwortung wahr-
nehmen soll.

Teil 2 Das Kirchenbeamtenverhältnis
Kapitel 1 Allgemeines

§ 4
Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte,

Vorgesetzte, Dienstaufsicht
(1) Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind
jeweils die in § 2 Abs. 1 genannten Rechtsträger. Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten eines Dienstherrn nach § 2 Abs. 1
Satz 2 gewährt nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse neben dem Dienstherrn auch die aufsichts-
führende Kirche Fürsorge und Schutz; die Treuepflicht dieser
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten besteht auch gegenüber
der aufsichtsführenden Kirche.
(2) Die oberste Dienstbehörde der Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten ist die oberste Behörde ihres Dienstherrn, in dessen Dienst-
bereich sie ein Amt bekleiden.
(3) Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die für kirchenbeamten-
rechtliche Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten
der ihnen nachgeordneten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten zuständig sind. Vorgesetzte sind diejenigen, die ihnen für
ihre dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen können.
(4) Die Dienstvorgesetzten und die oberste Dienstbehörde üben
die Dienstaufsicht nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes und der
Regelungen aus, die die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich treffen.

§ 5
Dienst bei mehreren Rechtsträgern

(1) Besteht eine mit einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchen-
beamten besetzbare Stelle für mehrere Rechtsträger nach § 2 Abs. 1,
so können die Rechtsträger einvernehmlich regeln, wer Dienst-
herr sein soll. Treffen die Rechtsträger keine einvernehmliche
Regelung, so ist der Dienstherr derjenige Rechtsträger, für den
überwiegend Aufgaben wahrzunehmen sind.
(2) Der Dienstherr nach Absatz 1 übt die Rechte der oder des
Dienstvorgesetzten im Einvernehmen mit den anderen beteiligten
Rechtsträgern aus. Die beteiligten Rechtsträger können gemeinsam
eine Dienstanweisung erlassen; im Übrigen obliegt die Dienstauf-
sicht jedem Rechtsträger für seinen Bereich.
(3) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter im Ein-
verständnis des Dienstherrn von einem anderen Rechtsträger nach
§ 2 Abs. 1 einen besonderen Auftrag, so gilt Absatz 2 entsprechend.
(4) Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten zwischen den be-
teiligten Rechtsträgern und unterstehen diese derselben obersten
Dienstbehörde, so entscheidet diese.

§ 6
Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses

(1) Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann begründet werden
1. auf Lebenszeit, wenn dauernd Aufgaben nach § 3 übernommen

werden sollen,
2. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im Kirchenbeamten-

verhältnis auf Lebenszeit eine Probezeit abzuleisten ist,
3. auf Widerruf, wenn ein Vorbereitungsdienst abzuleisten ist

oder vorübergehend Aufgaben nach § 3 übernommen werden
sollen, oder

4. auf Zeit, wenn auf Grund besonderer kirchenrechtlicher Be-
stimmungen Aufgaben nach § 3 für eine bestimmte Zeit über-
nommen werden sollen. 

(2) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit gelten
die Vorschriften über das Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit
entsprechend, sofern nicht die Evangelische Kirche in Deutschland,
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die Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je
für ihren Bereich anderes durch Kirchengesetz bestimmen.
(3) Zur ehrenamtlichen Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3
kann ein Kirchenbeamtenverhältnis im Ehrenamt begründet werden.
Das Nähere zu den Kirchenbeamtenverhältnissen im Ehrenamt
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich
durch Kirchengesetz.
(4) Gliedkirchliche Regelungen können die Begründung mittel-
barer Kirchenbeamtenverhältnisse und öffentlich-rechtlicher Aus-
bildungsverhältnisse vorsehen.

Kapitel 2 Ernennung 
§ 7

Begründung und Veränderung
des Kirchenbeamtenverhältnisses 

(1) Einer Ernennung bedarf es 
1. zur Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses (Einstel-

lung),
2. zur Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein sol-

ches anderer Art, 
3. zur ersten Verleihung eines Amtes (Anstellung), 
4. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbe-

zeichnung und mit anderem Endgrundgehalt, 
5. zur Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbe-

zeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe. 
(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernennungs-
urkunde. Die Urkunde muss enthalten:
1. bei der Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses die

Worte „unter Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis“ mit
dem die Art des Kirchenbeamtenverhältnisses bestimmenden
Zusatz „auf Lebenszeit“, „auf Probe“, „auf Widerruf“, „auf
Zeit“ mit der Angabe der Zeitdauer der Berufung, „im Ehren-
amt“, „im mittelbaren Dienstverhältnis“ oder „im öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnis“.

2. bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein
solches anderer Art den diese Art bestimmenden Zusatz nach
Nummer 1,

3. bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeichnung.
(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in Absatz 2 vor-
geschriebenen Form, so liegt eine Ernennung nicht vor. Fehlt im
Falle der Begründung eines Kirchenbeamtenverhältnisses nur der
die Art des Kirchenbeamtenverhältnisses bestimmende Zusatz, so
gilt das begründete Kirchenbeamtenverhältnis als ein solches auf
Widerruf.

§ 8
Voraussetzungen

(1) Bewerberinnen und Bewerber sind nach Eignung, Befähigung
und fachlicher Leistung unter Berücksichtigung der Besonderheiten
des kirchlichen Dienstes auszuwählen.
(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer
1. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in

Deutschland oder einer der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21 Abs. 4 der
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland) ist, 

2. die Gewähr dafür bietet, sich innerhalb und außerhalb des
Dienstes so zu verhalten, dass das Vertrauen in seine pflicht-
gemäße Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit der
Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt
wird,

3. die für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung besitzt und
die vorgeschriebenen Prüfungen mit Erfolg abgelegt hat,

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

5. nicht infolge des körperlichen Zustands oder aus gesundheit-
lichen Gründen bei der Erfüllung der Dienstpflichten wesent-
lich beeinträchtigt ist.

(3) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein dienstliches Inter-
esse besteht und es mit der künftigen Amtsstellung vereinbar ist,
von den Voraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 1, 3 und 4 Befreiung
erteilen. Befreiung darf nur erteilt werden im Falle des
1. Absatz 2 Nr. 1, wenn die sich bewerbende Person einer Kirche

angehört, die mit der Evangelischen Kirche in Deutschland,
einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammen-
schluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht,

2. Absatz 2 Nr. 3, wenn keine geeigneten Laufbahnbewerberinnen
oder Laufbahnbewerber zur Verfügung stehen, die sich bewer-
bende Person die erforderliche Befähigung durch Lebens- und
Berufserfahrung erworben hat und ein besonderes dienst-
liches Interesse an ihrer Einstellung besteht.

(4) Auf Lebenszeit kann nur ernannt werden, wer das 27. Lebens-
jahr vollendet und sich während einer Probezeit bewährt hat. Von
dem Erfordernis der Probezeit kann abgesehen werden, wenn dieses
im kirchlichen Interesse liegt.
(5) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ist spätestens nach
fünf Jahren in ein solches auf Lebenszeit umzuwandeln, wenn die
kirchenbeamtenrechtlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind.
Die Frist verlängert sich um die Zeit einer Beurlaubung ohne
Dienstbezüge.

§ 9
Wirksamkeit der Ernennung 

(1) Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändigung der
Ernennungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde aus-
drücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Ernennung auf einen
zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit unwirksam.
(2) Mit der Ernennung erlischt ein privatrechtliches Arbeitsver-
hältnis zum Dienstherrn.

§ 10
Nichtigkeit der Ernennung

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer unzuständigen
Stelle ausgesprochen worden ist. Die Ernennung ist von Anfang
an als wirksam anzusehen, wenn die zuständige Stelle sie schrift-
lich genehmigt.
(2) Die Ernennung ist auch nichtig, wenn sie ohne die kirchenge-
setzlich vorgeschriebene Mitwirkung einer anderen Stelle ausge-
sprochen worden ist. Die Ernennung ist von Anfang an als wirksam
anzusehen, wenn die andere Stelle sie schriftlich genehmigt.
(3) Die Ernennung ist ferner nichtig, wenn die ernannte Person
zum Zeitpunkt der Ernennung
1. nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in

Deutschland oder einer der Evangelischen Kirche in Deutschland
angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21 Abs. 4 der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland) war und eine
Befreiung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 nicht erteilt worden ist, oder

2. ganz oder teilweise unter Betreuung nach den Vorschriften des
Bürgerlichen Gesetzbuches stand. 

(4) Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, ist dieser
der ernannten Person mitzuteilen und ihr jede weitere Führung der
Dienstgeschäfte zu untersagen, bei Nichtigkeit nach Absatz 1
oder 2 aber erst, wenn die Genehmigung versagt worden ist.

§ 11
Rücknahme der Ernennung

(1) Die Ernennung ist zurückzunehmen, wenn 
1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbei-

geführt wurde,
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2. nicht bekannt war, dass die ernannte Person ein Verbrechen
oder ein Vergehen begangen hatte, das sie für die Berufung in
das Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig erscheinen lässt oder

3. die ernannte Person im Zeitpunkt der Ernennung nicht die
Fähigkeit zur Bekleidung kirchlicher oder anderer öffentlicher
Ämter hatte.

(2) Die Ernennung kann zurückgenommen werden, wenn nicht
bekannt war, dass die ernannte Person in einem rechtlich geord-
neten Verfahren aus einem kirchlichen oder anderen öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis entfernt worden war oder ihr die Ver-
sorgungsbezüge oder die mit der Ordination verliehenen Rechte
aberkannt worden waren.
(3) Die für die Ernennung zuständige Stelle kann die Rücknahme
nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Kenntnis des
Rücknahmegrundes erklären. Vor der Rücknahme ist die ernann-
te Person zu hören. Die Erklärung ist ihr innerhalb der Frist unter
Angabe der Gründe zuzustellen.

§ 12
Unwirksamkeit der Ernennung, Amtshandlungen

(1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur Folge, dass die
Ernennung von Anfang an unwirksam ist. Die gezahlten Dienst-
bezüge können belassen werden. 
(2) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenommen
worden, so sind die bis zu der Untersagung (§ 10 Abs. 4) oder bis
zur Zustellung der Rücknahmeerklärung (§ 11 Abs. 3) vorgenom-
menen Amtshandlungen der ernannten Person in gleicher Weise
gültig, als wenn sie eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter
ausgeführt hätte.

§ 13
Beförderung, Durchlaufen von Ämtern

(1) Beförderung ist eine Ernennung, durch die ein anderes Amt
mit höherem Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung ver-
liehen wird. Einer Beförderung steht es gleich, wenn ohne Ände-
rung der Amtsbezeichnung ein anderes Amt mit höherem End-
grundgehalt übertragen wird; dies gilt auch, wenn kein anderes
Amt übertragen wird.
(2) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 8 Abs. 1 vor-
zunehmen. 
(3) Eine Beförderung ist nicht zulässig
1. während der Probezeit,
2. vor Ablauf eines Jahres nach der Anstellung,
3. vor Ablauf eines Jahres nach der letzten Beförderung, es sei

denn, dass das bisherige Amt nicht durchlaufen zu werden
braucht.

(4) Ämter, die bei regelmäßiger Gestaltung der Laufbahn zu
durchlaufen sind, sollen nicht übersprungen werden.
(5) Die oberste Dienstbehörde kann in den Fällen des Absatzes 3
Nr. 1 und 2 Ausnahmen zulassen, wenn ein Ausgleich für beruf-
liche Verzögerungen, die durch die Geburt oder die tatsächliche
Betreuung oder Pflege eines Kindes unter 18 Jahren eintreten
würden, geschaffen werden soll. Entsprechendes gilt für den Aus-
gleich beruflicher Verzögerungen infolge der tatsächlichen Pflege
eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen
Angehörigen.
(6) Ein Rechtsanspruch auf Beförderung besteht nicht.

Kapitel 3 Laufbahnen und Amtsbezeichnungen
§ 14

Laufbahnbestimmungen
(1) Das Nähere über Laufbahnen, Beförderungsmöglichkeiten,
Aus- und Vorbildung, Prüfungen und Probezeiten im Sinne des 

Laufbahnrechts können die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
durch Rechtsverordnung je für ihren Bereich regeln.
(2) Wenn Regelungen nach Absatz 1 nicht getroffen werden, sind
die Vorschriften der Bundeslaufbahnverordnung in der jeweils
geltenden Fassung entsprechend anzuwenden.

§ 15
Amtsbezeichnungen

(1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten werden von der Evangelischen Kirche in Deutschland,
den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
je für ihren Bereich geregelt.
(2) Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt verwendet
wird, das eine bestimmte Befähigung voraussetzt und einen be-
stimmten Aufgabenkreis umfasst, darf nur Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten verliehen werden, die ein solches Amt
bekleiden.
(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand führen
die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „im Wartestand“ („i. W.“),
solche im Ruhestand mit dem Zusatz „im Ruhestand“ („i. R.“). 
(4) Die oberste Dienstbehörde kann früheren Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten erlauben, die Amtsbezeichnung mit dem
Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) sowie die im Zusammenhang mit
dem Amt verliehenen Titel zu führen. Die Erlaubnis kann wider-
rufen werden, wenn die frühere Kirchenbeamtin oder der frühere
Kirchenbeamte sich ihrer als nicht würdig erweist.

Kapitel 4 Personalakten 
§ 16

Personalaktenführung
(1) Über jede Kirchenbeamtin und jeden Kirchenbeamten ist eine
Personalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln und vor
unbefugter Einsicht zu schützen.
(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die Kirchen-
beamtin oder den Kirchenbeamten betreffen, soweit sie mit dem
Dienstverhältnis in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang
stehen; hierzu gehören auch in Dateien gespeicherte, personen-
bezogene Daten (Personalaktendaten). Unterlagen, die besonderen,
von der Person und dem Dienstverhältnis sachlich zu trennenden
Zwecken dienen, insbesondere Prüfungsakten, sind nicht Be-
standteil der Personalakten. Wird die Personalakte in Grund- und
Teilakten gegliedert, so ist in die Grundakte ein vollständiges Ver-
zeichnis aller Teilakten aufzunehmen. Ist die Führung von Neben-
akten erforderlich, ist auch dies in der Grundakte zu vermerken.
(3) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personal-
verwaltung oder Personalwirtschaft verwendet werden. Soweit in
diesem Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist, richten sich
Verarbeitung und Nutzung sowie die Übermittlung der Personal-
aktendaten nach dem Kirchengesetz über den Datenschutz in der
Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden
Fassung.
(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu Beschwerden,
Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungünstig sind oder
ihnen nachteilig werden können, vor deren Aufnahme in die Perso-
nalakte zu hören; ihre Äußerung ist zur Personalakte zu nehmen.
Anonyme Schreiben dürfen nicht in die Personalakte aufgenommen
werden.
(5) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und Bewertun-
gen sind, falls sie
1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit Zustim-

mung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten unver-
züglich aus der Personalakte zu entfernen und zu vernichten,
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2. für die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ungünstig
sind oder ihr oder ihm nachteilig werden können, auf eigenen
Antrag nach drei Jahren zu entfernen und zu vernichten; dies
gilt nicht für dienstliche Beurteilungen.

Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 wird durch erneute Sachverhalte im
Sinne dieser Vorschrift oder durch die Einleitung eines Straf-,
Disziplinar- oder Lehrbeanstandungsverfahrens unterbrochen. Stellt
sich der erneute Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus, gilt
die Frist als nicht unterbrochen.
(6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Bestandteil einer
Disziplinarakte sind, sowie Auskünfte aus dem Bundeszentral-
register sind mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des
Kirchenbeamten nach drei Jahren zu entfernen und zu vernichten.
Absatz 5 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
(7) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren
Bereich die Fristen nach Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 6 Satz 1
durch Kirchengesetz verlängern.

§ 17
Einsichts- und Auskunftsrecht

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, ein Recht auf Ein-
sicht in ihre vollständige Personalakte. Dies gilt ebenso für die
von ihnen beauftragten Ehepartnerinnen, Ehepartner, Kinder und
Eltern.
(2) Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinter-
bliebene, Erbinnen und Erben, wenn ein berechtigtes Interesse
glaubhaft gemacht wird, und für deren Bevollmächtigte.
(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf
Einsicht auch in andere Schriftstücke, die personenbezogene Daten
über sie enthalten und für ihr Dienstverhältnis verarbeitet oder
genutzt werden, soweit kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt
ist. Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten mit Daten Dritter oder mit Daten,
die nicht personenbezogen sind und deren Kenntnis die Wahr-
nehmung des kirchlichen Auftrags gefährden könnte, derart ver-
bunden sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnis-
mäßig großem Aufwand möglich ist. In diesem Fall ist den
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten Auskunft zu erteilen.
Das Recht auf Einsicht in die Ausbildungs- und Prüfungsakten
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
(4) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Einsicht
gewährt wird. Soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen,
können auf Kosten der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
Kopien gefertigt werden.
(5) Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Einsicht gleich;
insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.
(6) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, unterliegen
der Amtsverschwiegenheit nach § 24.
(7) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Disziplinarverfahrens
und die Unterrichtung über die Erhebung und Speicherung personen-
bezogener Daten für diese Akten regelt das Disziplinarrecht.

Teil 3 Amt und Rechtsstellung
Kapitel 1 Pflichten

§ 18
Grundbestimmung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihren Dienst in
Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach den Ordnungen der
Kirche auszuüben. Sie haben die ihnen obliegenden Pflichten mit 

voller Hingabe, treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen.
Sie haben sich innerhalb und außerhalb des Dienstes so zu ver-
halten, dass das Vertrauen in ihre pflichtgemäße Amtsführung
gewahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirch-
lichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird.

§ 19
Gelöbnis

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben folgendes
Gelöbnis abzulegen:
„Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrauten Dienst in Bindung an
Schrift und Bekenntnis und nach den Ordnungen der Kirche aus-
zuüben, die mir obliegenden Pflichten mit voller Hingabe, treu,
uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen und mein Leben so zu
führen, dass das Vertrauen in meine pflichtgemäße Amtsführung
gewahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirch-
lichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird.“
(2) Das Gelöbnis soll bei der erstmaligen Ernennung abgelegt
werden.

§ 20
Beratungs- und Gehorsamspflicht

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Vorgesetzten
zu beraten und zu unterstützen. Sie sind verpflichtet, die von diesen
erlassenen Anordnungen und allgemeinen Richtlinien zu befolgen.
Dies gilt nicht für Anordnungen, deren Ausführung erkennbar
Schrift und Bekenntnis widersprechen würde oder erkennbar
strafbar oder ordnungswidrig ist. Es gilt ferner nicht in Fällen, in
denen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach besonderer
gesetzlicher Vorschrift nur dem Gesetz unterworfen und an An-
ordnungen nicht gebunden sind.

§ 21
Verantwortlichkeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind für die Recht-
mäßigkeit ihrer dienstlichen Handlungen verantwortlich.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Bedenken
gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen unverzüg-
lich bei der oder dem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu
machen. Wird die Anordnung aufrechterhalten, so haben sie sich,
wenn ihre Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit fortbestehen, an
die nächsthöhere Vorgesetzte oder den nächsthöheren Vorgesetzten
zu wenden. Bestätigt diese oder dieser die Anordnung schriftlich,
so muss sie ausgeführt werden; § 20 bleibt unberührt. Von der
eigenen Verantwortung sind die Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten in diesem Fall befreit.
(3) Verlangt die oder der unmittelbare Vorgesetzte die sofortige
Ausführung der Anordnung mit der Begründung, diese sei wegen
Gefahr im Verzuge unaufschiebbar, so gilt Absatz 2 Satz 3 und 4
entsprechend.
(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die von einem der in
§ 2 Abs. 1 Satz 2 genannten Dienstherren ernannt sind, genügen ihrer
Pflicht nach Absatz 2 Satz 2, indem sie ihre Bedenken demjenigen
Organ vortragen, das ihren Dienstherrn im Rechtsverkehr vertritt.

§ 22
Beschränkung bei Vornahme von Amtshandlungen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen in dienst-
lichen Angelegenheiten, an denen sie selbst oder Angehörige
beteiligt sind, nicht tätig werden. Dies gilt nicht für geistliche
Amtshandlungen.
(2) Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die nach
den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes
als Angehörige anzusehen sind.
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§ 23
Verbot der Weiterführung von Dienstgeschäften

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle
kann einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchenbeamten aus
zwingenden dienstlichen Gründen die Führung der Dienstge-
schäfte ganz oder teilweise verbieten. Das Verbot erlischt, wenn
nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen die Kirchenbeam-
tin oder den Kirchenbeamten ein Disziplinarverfahren oder ein
auf Rücknahme der Ernennung oder auf Veränderung des Kir-
chenbeamtenverhältnisses oder Entlassung gerichtetes Verfahren
eingeleitet worden ist.
(2) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte soll vor Erlass
des Verbots gehört werden.

§ 24
Amtsverschwiegenheit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, über die ihnen bei
ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen
im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind
oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen ohne Ein-
willigung der obersten Dienstbehörde, der letzten obersten Dienst-
behörde oder der von ihr bestimmten Stelle über Angelegenheiten
nach Absatz 1 Satz 1 weder vor Gericht noch außergerichtlich aus-
sagen oder Erklärungen abgeben. Die Einwilligung kann versagt
werden, wenn durch die Aussage besondere kirchliche Interessen
gefährdet würden.

§ 25
Übergabe amtlicher Unterlagen und Gegenstände

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Been-
digung des Kirchenbeamtenverhältnisses, auf Verlangen der oder
des Dienstvorgesetzten, der oder des letzten Dienstvorgesetzten
oder der von dieser oder diesem bestimmten Stelle amtliche
Schriftstücke, Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge
und Gegenstände mit Bezug zu dienstlichen Vorgängen herauszu-
geben. Die gleiche Verpflichtung trifft ihre Hinterbliebenen, Erbin-
nen und Erben.

§ 26
Annahme von Zuwendungen

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen, auch nach Been-
digung des Kirchenbeamtenverhältnisses, persönliche Zuwen-
dungen in Bezug auf ihr Amt nur mit Zustimmung der obersten
Dienstbehörde, der letzten obersten Dienstbehörde oder der von
ihr bestimmten Stelle annehmen. Das Nähere können die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich regeln.

§ 27
Politische Betätigung und Mandatsbewerbung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben bei politischer
Betätigung und bei Äußerungen zu Fragen des öffentlichen
Lebens die Mäßigung und Zurückhaltung zu üben, welche die
Rücksicht auf ihr Amt gebietet.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Vereini-
gung nicht unterstützen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu
ihrem Amt treten oder in der Ausübung des Dienstes wesentlich
behindert werden.
(3) Die Rechtsfolgen einer Mandatsbewerbung und der Ausübung
eines Mandats in einem Gesetzgebungsorgan oder einem kom-
munalen Vertretungsorgan oder der Wahl zur kommunalen Wahl-

beamtin oder zum kommunalen Wahlbeamten regeln die Evange-
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz.

§ 28
Arbeitszeit

(1) Die Arbeitszeit regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je
für ihren Bereich.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, ohne
Vergütung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun,
wenn dienstliche Verhältnisse dies erfordern und sich die Mehrarbeit
auf Ausnahmefälle beschränkt. Ein Ausgleich von Mehrarbeit kann
im Rahmen der Bestimmungen nach Absatz 1 vorgesehen werden.

§ 29
Fernbleiben vom Dienst

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen dem Dienst
nicht ohne Einwilligung fernbleiben, es sei denn, dass sie wegen
Krankheit oder aus anderen zwingenden Gründen daran gehindert
sind, ihre Dienstpflichten zu erfüllen. Sie haben die Verhinderung
unverzüglich anzuzeigen. Die Dienstunfähigkeit wegen Krank-
heit ist auf Verlangen nachzuweisen.
(2) Bleiben Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte schuldhaft
ihrem Dienst fern, so verlieren sie für die Dauer der Abwesenheit
den Anspruch auf Dienstbezüge. Die oberste Dienstbehörde stellt
den Verlust der Dienstbezüge fest und teilt dies der Kirchenbeamtin
oder dem Kirchenbeamten mit. Die Einleitung eines Disziplinar-
verfahrens wird dadurch nicht ausgeschlossen.

§ 30
Wohnung und Aufenthalt

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Wohnung
so zu nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung
ihrer Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt werden.
(2) Wenn dienstliche Verhältnisse es erfordern, so können sie an-
gewiesen werden, ihre Wohnung innerhalb einer bestimmten Ent-
fernung von ihrer Dienststelle zu nehmen oder eine Dienstwoh-
nung zu beziehen.
(3) Wenn dienstliche Verhältnisse es dringend erfordern, so können
sie angewiesen werden, sich während der dienstfreien Zeit so in der
Nähe ihres Dienstortes aufzuhalten, dass sie leicht erreicht werden
können.

§ 31
Mitteilung von strafrechtlichen Verfahren

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihrer oder ihrem
Dienstvorgesetzten mitzuteilen, wenn in einem strafrechtlichen
Verfahren Anklage gegen sie erhoben oder Strafbefehl erlassen
wird. Sie haben das Ergebnis eines solchen Verfahrens anzuzeigen
und die strafgerichtliche Entscheidung vorzulegen.

§ 32
Amtspflichtverletzungen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten verletzen ihre Amts-
pflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuld-
haft gegen ihnen obliegende Pflichten verstoßen.
(2) Die Folgen von Amtspflichtverletzungen nach Absatz 1 richten
sich nach dem Disziplinarrecht.

§ 33
Schadensersatz

(1) Verletzen Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte vorsätzlich
oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so haben sie dem
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Dienstherrn den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Das-
selbe gilt, wenn der Dienstherr einem anderen Schadensersatz zu
leisten hat, weil eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter
die Amtspflicht verletzt hat.
(2) Haben mehrere Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte den
Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamtschuldnerisch.
(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in drei Jahren von dem
Zeitpunkt an, in dem der Dienstherr Kenntnis von dem Schaden
und der Person der oder des Ersatzpflichtigen erlangt hat, ohne
Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung
der Handlung an.
(4) Leistet die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte dem Dienst-
herrn Ersatz und hat dieser einen Erstattungsanspruch gegen
einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die Kirchenbeamtin oder
den Kirchenbeamten abzutreten.

Kapitel 2 Rechte
§ 34

Fürsorgepflicht des Dienstherrn
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf Für-
sorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Behinderungen
ihres Dienstes und ungerechtfertigte Angriffe auf ihre Person in
Schutz zu nehmen.

§ 35
Unterhalt

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Anspruch auf
angemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, insbesondere
durch Gewährung von Besoldung und Versorgung sowie von Bei-
hilfen in Krankheits- und Pflegefällen. Das Nähere sowie die Er-
stattung von Reise- und Umzugskosten regeln die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. Die Regelung der Besol-
dung und Versorgung bedarf eines Kirchengesetzes.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, Ansprüche auf Dienstbezüge nur
insoweit abtreten, als sie der Pfändung unterliegen. Der Dienst-
herr kann ein Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber
Ansprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend machen, als sie
pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit ein Anspruch
auf Schadenersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung be-
steht.

§ 36
Abtretung von Schadensersatzansprüchen

(1) Werden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte oder deren
Angehörige körperlich verletzt oder getötet, so werden Leistungen,
zu denen der Dienstherr während einer auf der Körperverletzung
beruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge der
Körperverletzung oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt,
wenn gesetzliche Ansprüche gegen Dritte auf Schadensersatz
wegen der Körperverletzung oder der Tötung bis zur Höhe der
Leistung des Dienstherrn Zug um Zug abgetreten werden.
(2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht zum Nach-
teil der berechtigten Person geltend gemacht werden.

§ 37
Schäden bei Ausübung des Dienstes

(1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein Dienstunfall
eingetreten ist, Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die
üblicherweise bei Wahrnehmung des Dienstes mitgeführt werden,
beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so
kann gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche Ersatz geleistet
werden.

(2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden durch ein vor-
sätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten der Kirchenbeamtin
oder des Kirchenbeamten herbeigeführt worden ist.

§ 38
Urlaub

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten steht jährlich Erho-
lungsurlaub unter Fortgewährung der Leistungen des Dienstherrn
zu.
(2) Aus besonderen Anlässen kann ihnen Sonderurlaub gewährt
werden.
(3) Zur Ausübung des Amtes als Mitglied verfassungsmäßiger
kirchlicher Organe bedürfen sie keines Urlaubs. Müssen sie zur
Ausübung eines solchen Amtes dem Dienst fernbleiben, so haben
sie dies der oder dem Dienstvorgesetzten vorher anzuzeigen.
(4) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je
für ihren Bereich durch Rechtsverordnung.

§ 39
Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz,

Arbeitsschutz, Schwerbehindertenrecht
Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, Elternzeit, Jugend-
arbeitsschutz, Arbeitsschutz und für die Schwerbehinderten sind
anzuwenden, soweit diese unmittelbar gelten. Im Übrigen gelten
die Regelungen für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte ent-
sprechend, soweit nicht die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je
für ihren Bereich andere Regelungen treffen.

§ 40
Dienstzeugnis

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben nach Beendigung
des Kirchenbeamtenverhältnisses, im Übrigen bei Nachweis eines
berechtigten Interesses, einen Anspruch auf Erteilung eines Dienst-
zeugnisses über die Art und Dauer der von ihnen bekleideten
Ämter durch die letzte Dienstvorgesetzte oder den letzten Dienst-
vorgesetzten. Das Dienstzeugnis muss auf Verlangen auch über
die ausgeübte Tätigkeit und die Leistungen Auskunft geben.

Kapitel 3 Personalentwicklung
§ 41

Förderung, Fortbildung
(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sorgen nach Maßga-
be ihres Rechts für die Förderung und Entwicklung der Gaben
ihrer Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten. 
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach Maßgabe
der jeweils geltenden Bestimmungen der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse berechtigt und verpflichtet, an Maßnahmen zur Per-
sonalentwicklung, insbesondere zur Fortbildung, teilzunehmen.

§ 42
Beurteilung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte werden nach Maßgabe
des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen oder der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse beurteilt.

Kapitel 4 Nebentätigkeiten
§ 43

Grundbestimmung
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Nebentätigkeit
(Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches oder kirch-
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liches Ehrenamt) nur übernehmen, wenn dies mit ihrem Amt und
mit der gewissenhaften Erfüllung ihrer Dienstpflichten vereinbar
ist und kirchliche Interessen nicht entgegenstehen.

§ 44
Angeordnete Nebentätigkeiten

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, auf
Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten oder der obersten Dienst-
behörde eine Nebentätigkeit im kirchlichen Interesse auch ohne
Vergütung zu übernehmen, soweit sie die erforderliche Eignung
dafür besitzen und die Übernahme ihnen zugemutet werden kann.
(2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des Wartestandes oder
mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses endet die
Nebentätigkeit nach Absatz 1, wenn im Einzelfall nichts anderes
bestimmt wird.

§ 45
Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die aus einer auf Ver-
langen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder ihres Dienstvor-
gesetzten oder ihrer obersten Dienstbehörde übernommenen
Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan einer juristi-
schen Person haftbar gemacht werden, haben gegen den Dienst-
herrn Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstandenen Schadens. Ist
der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt worden,
so ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte auf Verlangen einer oder eines
Vorgesetzten gehandelt hat.

§ 46
Einwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte bedürfen zur Über-
nahme einer Nebentätigkeit der Einwilligung durch die oberste
Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Die Einwilli-
gung kann bedingt, befristet, widerruflich oder mit Auflagen ver-
sehen erteilt werden. Jede wesentliche Änderung der Nebentätig-
keit ist unverzüglich anzuzeigen.
(2) Die Einwilligung ist zu versagen oder zu widerrufen, wenn die
Voraussetzungen des § 43 nicht oder nicht mehr vorliegen. Ein
Versagungs- oder Widerrufsgrund liegt insbesondere vor, wenn
zu besorgen ist, dass die Nebentätigkeit
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Kirchenbeamtin oder

des Kirchenbeamten so stark in Anspruch nimmt, dass die ge-
wissenhafte Erfüllung der Dienstpflichten behindert werden kann,

2. die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in einen Wider-
streit mit den Dienstpflichten bringen kann,

3. geeignet ist, dem Ansehen der Kirche und der Glaubwürdigkeit
ihres Dienstes zu schaden.

§ 47
Nichteinwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten

(1) Keiner Einwilligung und keiner Anzeige bedürfen folgende
Nebentätigkeiten:
1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft

bei Angehörigen,
2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von Angehörigen,
3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Kirchen-

beamtin oder des Kirchenbeamten unterliegenden Vermö-
gens,

4. die Tätigkeit in Vereinigungen zur Wahrung von Berufsinter-
essen oder anderen Berufsverbänden,

5. die Übernahme von Ehrenämtern, 
6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische, wissenschaft-

liche, künstlerische oder Vortragstätigkeit,

7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbstständige Gutachtertätig-
keit.

(2) Keiner Einwilligung, aber einer Anzeige bedürfen Nebentätig-
keiten nach Absatz 1 Nr. 6 und 7, wenn sie nicht nur gelegentlich
ausgeübt werden. 
(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle
kann aus begründetem Anlass verlangen, dass die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte über eine Nebentätigkeit nach Absatz 1
oder 2, insbesondere über deren Art und Umfang, schriftlich Aus-
kunft erteilt.
(4) Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentätigkeit nach
Absatz 1 und 2 ist von der obersten Dienstbehörde oder der von
ihr bestimmten Stelle zu untersagen, wenn ein Versagungsgrund
nach § 46 Abs. 2 gegeben ist. Sofern es zur sachgerechten und
gewissenhaften Erfüllung der Dienstpflichten erforderlich ist,
kann die Nebentätigkeit auch bedingt, befristet, widerruflich oder
unter Auflagen gestattet werden.

§ 48
Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten

Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 notwendigen Regelungen
können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich
durch Rechtsverordnung treffen. In der Rechtsverordnung kann
insbesondere bestimmt werden, 
1. ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme durch eine oder meh-

rere Nebentätigkeiten die Voraussetzung des § 46 Abs. 2 Nr. 1
in der Regel als erfüllt gilt;

2. ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte mit
Dienstbezügen verpflichtet sind, die Vergütungen aus Neben-
tätigkeiten ganz oder teilweise an den Dienstherrn abzuführen;

3. dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dem Dienst-
herrn unverzüglich nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres
eine Abrechnung über die Vergütungen und geldwerten Vor-
teile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben; 

4. unter welchen Voraussetzungen Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte zur Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen,
Personal oder Material des Dienstherrn in Anspruch nehmen
dürfen und in welcher Höhe ein Entgelt hierfür zu entrichten ist.

Teil 4 Veränderungen des Kirchenbeamtenverhältnisses
Kapitel 1 Freistellung (Beurlaubung und Teildienst)

§ 49
Grundbestimmung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können nach Maßgabe
der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag ohne Besol-
dung von der Pflicht zur Dienstleistung ganz freigestellt werden
(Beurlaubung).
(2) Ihnen kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen
auf ihren Antrag die Arbeitszeit bis zur Hälfte der regelmäßigen
Arbeitszeit ermäßigt werden (Teildienst).

§ 50
Beurlaubung und Teildienst aus familiären Gründen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebens-
zeit oder auf Probe sind, soweit besondere kirchliche oder dienst-
liche Interessen nicht entgegenstehen, auf Antrag zu beurlauben,
wenn sie
1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder
2. nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige sonstige Ange-

hörige
tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben Voraussetzungen
ist Teildienst zu bewilligen.
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(2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn sie mehrfach
gewährt wird, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach
§ 51 die Dauer von zwölf Jahren nicht überschreiten.
(3) Die Beurlaubung oder der Teildienst nach Absatz 1 sollen auf
Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie der Kirchen-
beamtin oder dem Kirchenbeamten nicht mehr zugemutet werden
können und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Wird dem
Antrag stattgegeben, so muss der Widerruf oder die Änderung
spätestens sechs Monate nach der Antragstellung wirksam werden.
(4) Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen die Verbin-
dung zum Dienst und der berufliche Wiedereinstieg durch geeig-
nete Maßnahmen erleichtert werden.
(5) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchen-
gesetz je für ihren Bereich abweichende Regelungen treffen.

§ 51
Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebens-
zeit oder auf Probe können 
1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder
2. nach Vollendung des 55. Lebensjahres bis zum Beginn des

Ruhestandes 
beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen
nicht entgegenstehen. Die Beurlaubung darf, auch in Verbindung
mit einer Beurlaubung nach § 50, die Dauer von zwölf Jahren
nicht überschreiten.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf Lebens-
zeit oder auf Probe kann auf Antrag Teildienst bewilligt werden,
soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen.
Der Teildienst kann der Dauer und dem Umfang nach nachträglich
beschränkt werden, soweit besondere dienstliche oder kirchliche
Interessen dies erfordern.
(3) Die Beurlaubung und der Teildienst nach den Absätzen 1
und 2 sollen auf Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn
sie der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten nicht mehr zu-
gemutet werden können und dienstliche Gründe nicht entgegen-
stehen.
(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchen-
gesetz je für ihren Bereich Regelungen über den Altersteildienst
treffen.

§ 52
Informationspflicht und Benachteiligungsverbot

(1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst beantragt, so sind die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten schriftlich auf die sich
daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen.
(2) Teildienst darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchti-
gen; eine unterschiedliche Behandlung von Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten im Teildienst gegenüber solchen mit regel-
mäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwingende sachliche
Gründe sie rechtfertigen.

§ 53
Nebentätigkeit während der Freistellung

Während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes dürfen nur
solche Nebentätigkeiten ausgeübt werden, die dem Zweck der
Beurlaubung oder des Teildienstes nicht zuwiderlaufen.

§ 54
Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung

(1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten die mit dem ihnen verliehenen Amt

verbundenen oder persönlich übertragenen Aufgaben. Das Dienst-
verhältnis dauert fort; alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt der
Beurlaubung erworben waren, bleiben gewahrt. Die besoldungs-
und versorgungsrechtlichen Vorschriften über die Berücksichtigung
von Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge bleiben unberührt.
(2) Während einer Beurlaubung unterstehen die Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten dem Disziplinarrecht ihres Dienstherrn.
(3) Ein Anspruch auf Leistungen der Krankenfürsorge während
der Zeit einer Beurlaubung richtet sich nach den Regelungen, die
die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich treffen.

§ 55
Verfahren

(1) Über eine Beurlaubung oder einen Teildienst und die damit
verbundenen Regelungen entscheidet die oberste Dienstbehörde
oder die von ihr bestimmte Stelle.
(2) Die Beurlaubung oder der Teildienst beginnen, wenn kein
anderer Tag festgesetzt wird, mit dem Ablauf des Monats, in dem der
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die Entscheidung mit-
geteilt wird. Bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Schul-
und Hochschuldienst sollen der Beginn und das Ende einer Freistel-
lung oder eine Änderung derselben jeweils auf den Beginn und das
Ende eines Schulhalbjahres oder eines Semesters festgesetzt werden.
(3) Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung oder eines
Teildienstes ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der Freistel-
lung zu stellen.

Kapitel 2 Abordnung, Zuweisung,
Versetzung und Umwandlung

§ 56
Abordnung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn ein
dienstliches Bedürfnis besteht, ganz oder teilweise zu einer ihrem
Amt entsprechenden Tätigkeit an eine andere Dienststelle abge-
ordnet werden.
(2) Aus dienstlichen Gründen können Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte ganz oder teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt
entsprechenden Tätigkeit abgeordnet werden, wenn ihnen die Wahr-
nehmung der neuen Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbildung oder
Berufsausbildung zuzumuten ist. Dabei ist auch die Abordnung zu
einer Tätigkeit, die nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundge-
halt entspricht, zulässig. Die Abordnung nach den Sätzen 1 und 2
bedarf der Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten und der obersten Dienstbehörde, wenn sie die Dauer von
zwei Jahren übersteigt.
(3) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf der Ein-
willigung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten und der
obersten Dienstbehörde. Abweichend von Satz 1 ist die Abordnung
auch ohne Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten zulässig, wenn die neue Tätigkeit einem Amt mit dem-
selben Endgrundgehalt auch einer gleichwertigen oder anderen
Laufbahn entspricht und die Abordnung die Dauer von zwei Jahren
nicht übersteigt.
(4) Für die Dauer der Abordnung finden die Vorschriften des
abordnenden Dienstherrn weiterhin Anwendung, wenn die betei-
ligten Dienstherren nichts anderes vereinbaren. Zur Zahlung der
Dienstbezüge ist auch der Dienstherr verpflichtet, zu dem die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte abgeordnet ist.

§ 57
Zuweisung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können im kirch-
lichen Interesse mit ihrer Einwilligung befristet oder unbefristet



Dresden, am 13. April 2007 Amtsblatt A 63 / Jahrgang 2007 – Nr. 7

einer Einrichtung oder einem Dienstherrn außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Kirchengesetzes zugewiesen werden.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten einer Dienststelle,
die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organisierte Ein-
richtung der Kirche oder der Diakonie umgebildet wird, kann
auch ohne ihre Zustimmung eine ihrem Amt entsprechende Tätig-
keit bei dieser Einrichtung zugewiesen werden, wenn ein beson-
deres kirchliches Interesse dies erfordert. 
(3) Die Rechtsstellung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten bleibt unberührt. Der Einrichtung oder dem Dienstherrn
nach den Absätzen 1 und 2 können Dienstvorgesetzten- und Vor-
gesetztenbefugnisse übertragen werden; ausgenommen sind die
Befugnisse nach §§ 56 bis 85.
(4) Bei der Zuweisung ist zu entscheiden, ob die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte die Planstelle verliert. Im Falle der Zu-
weisung unter Verlust der Planstelle erfolgt nach Beendigung der
Zuweisung eine Einweisung in eine der früheren entsprechenden
Planstelle. § 60 Abs. 1 gilt entsprechend.
(5) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter aus
einer Zuweisung nach den Absätzen 1 oder 2 anderweitig Bezüge,
so werden diese auf die Besoldung angerechnet. In besonderen
Fällen kann die oberste Dienstbehörde von der Anrechnung ganz
oder teilweise absehen. 
(6) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der
Einwilligung der obersten Dienstbehörde.

§ 58
Versetzung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können versetzt wer-
den, wenn sie dies beantragen oder ein dienstliches Interesse
besteht. Vor einer Versetzung auf Grund eines dienstlichen Inter-
esses sind sie zu hören. Eine Versetzung bedarf nicht ihrer Ein-
willigung, wenn das neue Amt
1. zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und
2. derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört wie

das bisherige Amt und
3. mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbunden ist; Stel-

lenzulagen gelten dabei nicht als Bestandteile des Grundgehalts.
(2) Einer Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten bei einer Versetzung im Bereich desselben Dienstherrn
bedarf es auch nicht, wenn wegen
1. der Auflösung einer kirchlichen Körperschaft oder
2. einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Aufgaben

einer kirchlichen Körperschaft oder Dienststelle oder bei Zu-
sammenlegungen

das bisherige Aufgabengebiet berührt wird. Satz 1 gilt auch, wenn
das neue Amt einer anderen Laufbahn derselben Laufbahngruppe
angehört als das bisherige Amt oder die Versetzung zu einem
anderen Dienstherrn innerhalb der Zuständigkeit der obersten
Dienstbehörde erfolgt. Vor der Versetzung sind die Beteiligten zu
hören. § 60 Abs. 1 bleibt unberührt.
(3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn in den Fällen der Absätze
1 und 2 wird die Versetzung von dem abgebenden im Einver-
ständnis mit dem aufnehmenden Dienstherrn und mit Einwilli-
gung der obersten Dienstbehörde verfügt; das Einverständnis ist
schriftlich zu erklären. In der Versetzungsverfügung ist zum Aus-
druck zu bringen, dass das Einverständnis vorliegt. Das Kirchen-
beamtenverhältnis wird mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt;
dieser tritt an die Stelle des bisherigen. Auf die Rechtsstellung der
Versetzten sind die im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden
Vorschriften anzuwenden.
(4) Besitzen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten nicht
die Befähigung für die andere Laufbahn, so haben sie an Maß-
nahmen für den Erwerb der neuen Befähigung teilzunehmen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte, denen noch kein Amt verliehen worden ist, entsprechend.

§ 59
Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses

Das Kirchenbeamtenverhältnis Ordinierter kann in ein Pfarrdienst-
verhältnis umgewandelt werden, wenn ein dienstliches Interesse
besteht. In diesem Fall wird das Kirchenbeamtenverhältnis als
Pfarrdienstverhältnis fortgesetzt. Die Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamten sind vorher zu hören, wenn sie die Umwandlung
nicht beantragt haben.

Kapitel 3 Wartestand
§ 60

Voraussetzungen für die Versetzung in den Wartestand
(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit können in den Wartestand versetzt werden, wenn kirch-
liche Körperschaften oder Dienststellen aufgelöst, in ihrem Aufbau
oder in ihren Aufgaben wesentlich geändert oder mit anderen zu-
sammengelegt werden und die Kirchenbeamtin oder der Kirchen-
beamte weder weiterverwendet noch nach § 58 Abs. 2 versetzt
werden kann.
(2) Die Versetzung in den Wartestand ist nur innerhalb von drei
Monaten nach dem In-Kraft-Treten der Maßnahme nach Absatz 1
zulässig.
(3) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann vor-
sehen, dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit in den Wartestand versetzt werden können, wenn
ein gedeihliches Wirken in dem bisherigen Amt nicht gewährleistet
ist und sie weder weiterverwendet noch versetzt werden können.

§ 61
Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren

(1) Die Versetzung in den Wartestand wird von der obersten
Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle verfügt. Die
Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten
zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zurück-
genommen werden.
(2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfügung ein
späterer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem Ende des Monats, in
dem der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die Verset-
zung in den Wartestand mitgeteilt wird.
(3) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die Versetzung in den
Wartestand nicht beendet. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchen-
beamte verliert jedoch mit dem Beginn des Wartestandes die Plan-
stelle. In den Wartestand Versetzte erhalten Wartestandsbezüge
nach Maßgabe der jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestim-
mungen.
(4) Mit Beginn des Wartestands tritt für Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte nach § 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen
Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche.

§ 62
Verwendung im Wartestand

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle
kann Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Wartestand
jederzeit einen Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben,
die ihrer Vorbildung entsprechen, erteilen. Die Kirchenbeamtinnen
und Kirchenbeamten sind verpflichtet, diesem Auftrag Folge zu
leisten. Auf die persönlichen Verhältnisse ist in angemessenen
Grenzen Rücksicht zu nehmen.
(2) Bleiben sie entgegen der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2
schuldhaft dem Dienst fern, so verlieren sie für die Zeit des Fern-
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bleibens den Anspruch auf etwaige Bezüge aus diesem Dienst und
auf Wartestandsbezüge.
(3) Werden Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Warte-
stand voll beschäftigt, so werden die ihnen aus der Beschäftigung
zustehenden Bezüge auf die Wartestandsbezüge angerechnet.

§ 63
Wiederverwendung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand können
vor Vollendung des 63. Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst
berufen werden. Sie sind verpflichtet, einer erneuten Berufung
zum Dienst Folge zu leisten, wenn ihnen Besoldung nach der
Besoldungsgruppe gewährt wird, aus der sich die Wartestands-
bezüge errechnen. § 62 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 64
Versetzung in den Ruhestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit im
Wartestand können mit ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhe-
stand versetzt werden. In den Fällen des § 60 Abs. 1 können sie
mit dem Ablauf des Monats, in dem eine dreijährige Wartestands-
zeit endet, auch gegen ihren Willen in den Ruhestand versetzt
werden. In den Fällen des § 60 Abs. 3 sind sie mit dem Ablauf des
Monats, in dem eine dreijährige Wartestandszeit endet, in den
Ruhestand zu versetzen. 
(2) Der Lauf der Fristen nach Absatz 1 wird durch einen Auftrag
nach § 62 Abs. 1 gehemmt.
(3) §§ 65 bis 74 bleiben unberührt.

§ 65
Ende des Wartestandes

Der Wartestand endet
1. mit der erneuten Berufung zum Dienst (§ 63),
2. mit der Versetzung in den Ruhestand (§§ 64, 66 ff) oder
3. mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses (§ 75).

Kapitel 4 Ruhestand
§ 66

Eintritt in den Ruhestand
(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit treten mit dem Ende des Monats, in dem sie das 65. Lebens-
jahr vollenden, in den Ruhestand. Soweit das Recht der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse nichts anderes bestimmt, treten
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Schul- und Hoch-
schuldienst mit Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters, in
dem sie das 65. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand.
(2) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die oberste
Dienstbehörde den Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung der
Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten für eine bestimmte Frist,
die jeweils ein Jahr nicht übersteigen darf, über den Zeitpunkt nach
Absatz 1 hinausschieben, längstens bis zum Ablauf des Monats –
bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Schul- und Hoch-
schuldienst längstens bis zum Ablauf des Schulhalbjahres oder
des Semesters –, in dem das 68. Lebensjahr vollendet wird.

§ 67
Ruhestand vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit können auch ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf
eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie
1. das 63. Lebensjahr vollendet haben oder
2. schwerbehindert im Sinne des staatlichen Schwerbehinderten-

rechts sind und das 60. Lebensjahr vollendet haben.

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
durch Rechtsverordnung bestimmen, dass einem Antrag nach
Nummer 2 nur entsprochen werden darf, wenn sich die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte unwiderruflich verpflichtet,
nicht mehr als einen festzulegenden Höchstbetrag aus Beschäfti-
gungen oder Erwerbstätigkeiten hinzuzuverdienen.
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren
Bereich durch Kirchengesetz Altersgrenzen festsetzen, die von
den in Absatz 1 genannten Altersgrenzen abweichen.

§ 68
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder
auf Zeit sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie in Folge
ihres körperlichen Zustandes oder aus gesundheitlichen Gründen
zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstun-
fähig) sind. Dienstunfähigkeit kann auch dann angenommen wer-
den, wenn wegen Krankheit innerhalb von sechs Monaten mehr
als drei Monate kein Dienst geleistet wurde und keine Aussicht
besteht, dass innerhalb weiterer sechs Monate wieder volle Dienst-
fähigkeit erlangt wird.
(2) Von einer Versetzung in den Ruhestand soll abgesehen wer-
den, wenn ein anderes Amt derselben oder einer gleichwertigen
Laufbahn mit mindestens demselben Endgrundgehalt übertragen
werden kann und wenn zu erwarten ist, dass die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte den gesundheitlichen Anforderungen des
neuen Amtes genügt; zum Endgrundgehalt gehören auch Amtszu-
lagen und ruhegehaltsfähige Stellenzulagen. Zur Vermeidung der
Versetzung in den Ruhestand kann unter Beibehaltung des Amtes
auch eine geringerwertige Tätigkeit innerhalb derselben Lauf-
bahngruppe übertragen werden, wenn eine anderweitige Verwen-
dung nicht möglich ist und die Wahrnehmung der neuen Aufgaben
unter Berücksichtigung der bisherigen Tätigkeit zuzumuten ist.

§ 69
Verfahren bei Dienstunfähigkeit

(1) Beantragt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter im
Falle des § 68 Abs. 1 die Versetzung in den Ruhestand, so wird die
Dienstunfähigkeit dadurch festgestellt, dass die oder der Dienst-
vorgesetzte die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in der
Regel auf Grund eines ärztlichen, amtsärztlichen oder vertrauens-
ärztlichen Gutachtens für dauernd unfähig erklärt, die Amtspflichten
zu erfüllen. Die für die Versetzung in den Ruhestand zuständige
Stelle ist an die Erklärung nicht gebunden; sie kann auch andere
Beweise erheben.
(2) Beantragt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte im
Falle des § 68 Abs. 1 die Versetzung in den Ruhestand nicht, so
teilt die oder der Dienstvorgesetzte der Kirchenbeamtin oder dem
Kirchenbeamten oder der Vertretung nach dem Betreuungsgesetz
unter Angabe der Gründe mit, dass eine Versetzung in den Ruhe-
stand beabsichtigt sei. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
oder die Vertretung nach dem Betreuungsgesetz können innerhalb
eines Monats Einwendungen erheben. Nach Ablauf der Frist ent-
scheidet die für die Versetzung in den Ruhestand zuständige Stelle
mit Einwilligung der obersten Dienstbehörde über die Versetzung
in den Ruhestand. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
kann dienstlich verpflichtet werden, ein ärztliches, amtsärztliches
oder vertrauensärztliches Gutachten über die Dienstfähigkeit vor-
zulegen oder sich, falls dies für erforderlich gehalten wird, auch
ärztlich beobachten zu lassen. Entzieht sich die Kirchenbeamtin
oder der Kirchenbeamte trotz wiederholter schriftlicher Aufforde-
rung ohne hinreichenden Grund der Verpflichtung, sich untersuchen
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oder beobachten zu lassen, so kann er oder sie so behandelt werden,
als ob die Dienstunfähigkeit amtsärztlich festgestellt worden
wäre.
(3) In den Fällen des Absatzes 2 werden die Dienstbezüge mit
dem Ende des Monats, in dem die Versetzung in den Ruhestand
der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten mitgeteilt wird,
einbehalten, soweit sie das Ruhegehalt übersteigen.

§ 70
Begrenzte Dienstfähigkeit

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
nichts anderes bestimmt, soll von der Versetzung in den Ruhestand
wegen Dienstunfähigkeit abgesehen werden, wenn die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte unter Beibehaltung des Amtes ihre
oder seine Dienstpflichten noch während mindestens der Hälfte
der regelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte Dienst-
fähigkeit).
(2) Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen.
Mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
ist auch eine eingeschränkte Verwendung in einer nicht dem bis-
herigen Amt entsprechenden Tätigkeit möglich.
(3) Von einer eingeschränkten Verwendung der Kirchenbeamtin
oder des Kirchenbeamten nach Absatz 2 soll abgesehen werden,
wenn nach § 68 Abs. 2 ein anderes Amt oder eine geringerwertige
Tätigkeit übertragen werden kann.
(4) § 69 Abs. 2, 3 und § 72 gelten entsprechend.

§ 71
Allgemeine Voraussetzung

Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen voraus, dass ein
Anspruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der jeweils geltenden
kirchengesetzlichen Bestimmungen gegeben ist.

§ 72
Verfahren und Rechtsfolgen

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für die Ernen-
nung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen einer Abordnung
nach § 56 erfolgt die Versetzung in den Ruhestand durch den
abordnenden Dienstherrn im Einvernehmen mit dem aufnehmen-
den Dienstherrn. Im Falle der Zuweisung nach § 57 wird das Ein-
vernehmen mit der Einrichtung oder dem Dienstherrn hergestellt.
Besteht neben einem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit ein öffent-
lich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem anderen Dienstherrn
fort, so erfolgt die Versetzung in den Ruhestand durch den frei-
stellenden Dienstherrn im Einvernehmen mit dem Dienstherrn
auf Zeit.
(2) Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbe-
amten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Ruhestandes
zurückgenommen werden.
(3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeitpunkt be-
stimmt ist, beginnt der Ruhestand, abgesehen von den Fällen der
§§ 66 und 67, mit dem Ende des Monats, in dem die Versetzung
in den Ruhestand mitgeteilt wird.
(4) Mit Beginn des Ruhestandes tritt für Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte nach § 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen
Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche.
(5) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten zur Dienstleistung. Sie erhalten
Versorgungsbezüge nach den jeweils geltenden kirchengesetz-
lichen Bestimmungen des Versorgungsrechts. Im Übrigen bleibt
ihnen ihre Rechtsstellung erhalten.

§ 73
Wiederverwendung nach Versetzung in den Ruhestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand kön-
nen vor Vollendung des 63. Lebensjahres, als Schwerbehinderte
im Sinne des staatlichen Schwerbehindertenrechts vor Vollen-
dung des 60. Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst berufen
werden, wenn die Gründe für die Versetzung in den Ruhestand
weggefallen sind; das gleiche gilt für Kirchenbeamtinnen und
Kirchenbeamte im Ruhestand, die nach § 64 in den Ruhestand
versetzt wurden, wenn die Gründe für die Versetzung in den War-
testand weggefallen sind. Sie sind verpflichtet, einer erneuten
Berufung in den Dienst Folge zu leisten, wenn ihnen ein gleich-
wertiges Amt übertragen werden soll und zu erwarten ist, dass sie
den gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes genügen.
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann auch ein Amt ihrer
früheren Laufbahn mit einer geringerwertigen Tätigkeit übertra-
gen werden, wenn eine anderweitige Verwendung nicht möglich
ist und ihnen die Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Berück-
sichtigung ihrer früheren Tätigkeit zuzumuten ist.
(2) Nach Ablauf von fünf Jahren seit dem Eintritt in den Ruhe-
stand können Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die das
55. Lebensjahr vollendet haben, nur mit ihrer Zustimmung erneut
in den Dienst berufen werden.

§ 74
Ruhestand bei Kirchenbeamtenverhältnissen auf Probe

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind in den
Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge Krankheit, Verletzung
oder sonstiger Beschädigung, die sie sich ohne grobes Verschul-
den bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen
haben, dienstunfähig (§ 68) geworden sind.
(2) Sie können in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie aus
anderen Gründen dienstunfähig geworden sind. Die Entscheidung
trifft die oberste Dienstbehörde.
(3) §§ 68, 69 und 73 finden entsprechende Anwendung. 

Teil 5 Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses
§ 75

Grundbestimmung
Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch den Tod durch
1. Entlassung oder
2. Entfernung aus dem Dienst.

§ 76
Entlassung kraft Gesetzes

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft Gesetzes
entlassen, wenn sie
1. aus der Kirche austreten,
2. den Dienst ohne Zustimmung des Dienstherrn aufgeben oder

nach Ablauf einer Beurlaubung trotz Aufforderung durch den
Dienstherrn nicht wieder aufnehmen,

3. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis zu
einem anderen Dienstherrn treten, sofern gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist oder die für die Ernennung zuständige
Stelle keine andere Regelung trifft,

4. nach dem Pfarrdienstrecht Auftrag und Recht zur öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung verloren haben,
soweit die Ordination Voraussetzung für ihr bisheriges Amt war.

(2) Die für die Ernennung zuständige Stelle entscheidet darüber,
ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen, und stellt den
Tag der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses fest.
(3) Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung, wenn die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte mit Einwilligung der obersten 
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Dienstbehörde im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Kirchen-
austritt Mitglied einer Kirche wird, die mit der Evangelischen
Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirch-
lichen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemein-
schaft steht.

§ 77
Entlassung wegen einer Straftat

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind nach Maßgabe
des Absatzes 2 kraft Gesetzes entlassen, wenn sie in einem ordent-
lichen Strafverfahren durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen
einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens
einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden sind.
(2) Die Entlassung aus dem Dienst wird rechtswirksam einen
Monat nach amtlicher Kenntnis der einleitenden Stelle von der
Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils, spätestens einen Monat
nach Zugang der amtlichen Mitteilung bei der einleitenden Stelle,
wenn nicht die einleitende Stelle nach den Bestimmungen des
Disziplinarrechts vor Ablauf dieser Frist aus kirchlichem Interes-
se ein Disziplinarverfahren eingeleitet hat oder die Fortsetzung
eines bereits eingeleiteten Disziplinarverfahrens beantragt oder
beschlossen worden ist. Es besteht kein Anspruch auf Einleitung
oder Fortsetzung eines Disziplinarverfahrens.
(3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder fortgesetzt, so
tritt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte mit der Einleitung
oder Fortsetzung dieses Verfahrens in den Wartestand, soweit sie
oder er sich nicht bereits auf Grund anderer Regelungen im Warte-
oder Ruhestand befindet.

§ 78
Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens

(1) Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung aus dem
Dienst nach § 77 bewirkt worden ist, in einem strafgerichtlichen
Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig durch eine Entscheidung
ersetzt, die diese Wirkungen nicht hat, so gilt das Kirchenbeamten-
verhältnis als nicht unterbrochen. Die Kirchenbeamtin oder der
Kirchenbeamte wird, sofern die Altersgrenze noch nicht erreicht
ist und zumindest begrenzte Dienstfähigkeit vorliegt, nach Möglich-
keit entsprechend der früheren Tätigkeit verwendet. Bis zur Ein-
weisung in eine Stelle werden die bisherigen Dienstbezüge gezahlt.
(2) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahrens festgestellten
Sachverhalts ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden, so verliert
die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte den Anspruch auf
Dienstbezüge nach Absatz 1, wenn auf Entfernung aus dem Dienst
erkannt wird. Bis zur Rechtskraft des Disziplinarurteils können
die Ansprüche nicht geltend gemacht werden.
(3) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte muss sich auf
die ihr oder ihm nach Absatz 1 zustehenden Dienstbezüge ein
anderes Arbeitseinkommen oder einen Unterhaltsbeitrag anrechnen
lassen; hierüber ist Auskunft zu geben.

§ 79
Entlassung ohne Antrag

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu entlassen,
wenn sie 
1. sich weigern, das Gelöbnis nach § 19 abzulegen,
2. bei Eintritt der Dienstunfähigkeit keinen Anspruch auf Ruhe-

gehalt haben, 
3. sich einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft an-

schließen, die nicht mit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zu-
sammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht.

(2) Die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 wird mit der Zustel-
lung der Entlassungsverfügung wirksam. Die Entlassung nach 

Absatz 1 Nr. 2 wird mit Ablauf des Monats, der auf den Monat
folgt, in dem die Entlassungsverfügung der Kirchenbeamtin oder
dem Kirchenbeamten zugestellt worden ist, wirksam.

§ 80
Entlassung auf Verlangen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können jederzeit ihre
Entlassung verlangen. Das Verlangen muss dem Dienstherrn
schriftlich erklärt werden. Die Erklärung kann zurückgenommen
werden, solange die Entlassungsverfügung der Kirchenbeamtin
oder dem Kirchenbeamten noch nicht zugegangen ist.
(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszu-
sprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange kann sie längs-
tens bis drei Monate – bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
im Schul- und Hochschuldienst längstens bis zum Ablauf des
Schulhalbjahres oder des Semesters – hinausgeschoben werden.
(3) Der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten kann mit der
Entlassung die Möglichkeit eingeräumt werden, in das Kirchen-
beamtenverhältnis zurückzukehren. Sie kann befristet werden und
setzt voraus, dass im Zeitpunkt der Rückkehr die für die Über-
tragung eines Amtes erforderlichen persönlichen Voraussetzungen
gegeben sind. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich.

§ 81
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit sind kraft
Gesetzes entlassen, wenn sie nach Ablauf ihrer Amtszeit weder
für eine weitere Amtszeit berufen werden noch in den Ruhestand
eintreten oder wenn das bisherige Kirchenbeamtenverhältnis nicht
in ein solches anderer Art umgewandelt wird.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit können im
Einvernehmen mit dem freistellenden Dienstherrn vorzeitig ent-
lassen werden, wenn die oberste Dienstbehörde des Dienstherrn
auf Zeit feststellt, dass die Voraussetzungen einer Versetzung in
den Wartestand nach § 60 vorliegen.

§ 82
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe

(1) Erreichen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe
die Altersgrenze nach § 66 Abs. 1, so sind sie mit dem Ende des
Monats, in den dieser Zeitpunkt fällt, entlassen.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind, soweit
nicht durch Rechtsvorschrift der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse etwas anderes bestimmt ist, zu entlassen, wenn 
1. sie sich in der Probezeit nicht bewähren;
2. sie eine Amtspflichtverletzung begehen, für die eine Maßnahme

unzureichend ist, auf die durch Disziplinarverfügung erkannt
werden kann;

3. sie dienstunfähig sind und nicht in den Ruhestand versetzt
werden.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe können
entlassen werden, wenn kirchliche Körperschaften oder Dienst-
stellen aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren Aufgaben wesent-
lich geändert oder mit anderen zusammengelegt werden und die
Kirchenbeamtinnen und der Kirchenbeamten auf Probe weder
weiterverwendet noch nach § 58 Abs. 2 versetzt werden können.
(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 3 und des Absatzes 3
ist eine Frist einzuhalten, und zwar bei einer Beschäftigungszeit
von
1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluss,
2. mehr als drei Monaten ein Monat zum Monatsschluss,
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3. mindestens einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines
Kalendervierteljahres.

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener Tätigkeit
im Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe im Bereich derselben
obersten Dienstbehörde.

§ 83
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Widerruf
(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Widerruf können
jederzeit entlassen werden. § 82 Abs. 4 gilt entsprechend.
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Widerruf im
Vorbereitungsdienst soll Gelegenheit gegeben werden, den Vor-
bereitungsdienst abzuleisten und die für ihre Laufbahn vorge-
schriebene Prüfung abzulegen. Mit der Ablegung der Prüfung endet
das Kirchenbeamtenverhältnis, soweit nichts anderes bestimmt ist.

§ 84
Verfahren und Rechtsfolgen

(1) Die Entlassung wird von der für die Ernennung zuständigen
Stelle verfügt, in den Fällen der §§ 76 und 77 der Zeitpunkt der
Entlassung kraft Gesetzes mitgeteilt. Soweit nichts anderes
bestimmt ist, wird sie mit der Zustellung der Verfügung wirk-
sam.
(2) Ist das Kirchenbeamtenverhältnis durch Entlassung beendet
worden, haben die früheren Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten keinen Anspruch mehr auf Besoldung, Versorgung oder
sonstige Leistungen, soweit nicht die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich gesetzlich etwas anderes
bestimmt haben. Wird die Entlassung im Laufe eines Kalender-
monats wirksam, so kann ihnen die für den Entlassungsmonat
gezahlte Besoldung oder Versorgung belassen werden.
(3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet oder unter
Auflagen als laufende oder als Einmalzahlung gewährt werden.
Die Amts- oder Dienstbezeichnung und die im Zusammenhang
mit dem Amt oder Dienst verliehenen Titel dürfen nur weiterge-
führt werden, wenn die Erlaubnis nach § 15 Abs. 4 hierzu erteilt
worden ist.

§ 85
Entfernung aus dem Dienst

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Disziplinarrecht
geregelt.

Teil 6 Rechtsschutz und Verfahren
§ 86

Allgemeines Beschwerderecht
(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können Anträge und
Beschwerden vorbringen. Dabei haben sie den Dienstweg einzu-
halten. Der Beschwerdeweg steht ihnen bis zur obersten Dienst-
behörde offen.
(2) Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare Vorge-
setzte oder den unmittelbaren Vorgesetzten, so kann sie bei dem
nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar eingelegt werden.
(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 87
Rechtsweg, Vorverfahren

(1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhältnis ist nach
Maßgabe des in der Evangelischen Kirche in Deutschland, den
Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
jeweils geltenden Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Ver-
waltungsgerichten eröffnet. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regeln je für ihren Bereich,
ob vor Eröffnung des Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist.
(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Abordnung,
Zuweisung, Versetzung oder Versetzung in den Wartestand haben
keine aufschiebende Wirkung.

§ 88
Leistungsbescheid

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können nach Maßgabe ihres
Rechts Ansprüche aus Kirchenbeamtenverhältnissen durch Leis-
tungsbescheid geltend machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch
durch Erhebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.

§ 89
Zustellungen

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
nichts anderes bestimmt, kann die Zustellung von Schriftstücken,
die nach diesem Gesetz oder nach anderen kirchlichen Bestim-
mungen zuzustellen sind, geschehen
1. bei der Zustellung durch die Behörde durch Übergabe an die

Empfängerin oder den Empfänger gegen Empfangsbestätigung;
wird die Annahme des Schriftstückes oder die Unterschrift
unter die Empfangsbestätigung verweigert, so gilt das Schrift-
stück im Zeitpunkt der Weigerung als zugestellt, wenn eine
Niederschrift über den Vorgang zu den Akten gebracht ist,

2. bei der Zustellung durch die Post durch eingeschriebenen Brief
mit Rückschein oder durch Postzustellung mit Zustellungs-
urkunde, oder

3. durch Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt des jeweiligen
Dienstherrn oder der aufsichtsführenden Kirche, wenn der
Aufenthalt der Empfängerin oder des Empfängers nicht zu
ermitteln ist.

(2) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
nichts anderes bestimmt, kann sich auf die Verletzung von Form-
vorschriften bei der Zustellung nicht berufen, wer das zuzustel-
lende Schriftstück nachweislich auf andere Weise erhalten hat.
Dies gilt nicht, wenn mit der Zustellung eine Frist für die Erhe-
bung einer Klage beginnt.

Teil 7 Sondervorschriften
§ 90

Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
Die allgemeinen Vorschriften des Pfarrdienstrechts über die Ordi-
nation gelten für Ordinierte im Kirchenbeamtenverhältnis
unmittelbar. Im Übrigen gelten für Ordinierte im Kirchenbeam-
tenverhältnis diejenigen Vorschriften des Pfarrdienstrechts ent-
sprechend, durch die nähere Regelungen über die Wahrnehmung
von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und
zur Sakramentsverwaltung sowie über Beschränkungen in der
Ausübung dieses Auftrages und Rechts getroffen werden.

§ 91
Kirchenleitende Organe und Ämter

(1) Für die Mitglieder kirchenleitender Organe sowie für Inhabe-
rinnen und Inhaber kirchenleitender Ämter, die in einem Kirchen-
beamtenverhältnis stehen, können die Evangelische Kirche in
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz abweichen-
de Regelungen treffen.



Aufgrund des § 95 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD vom
10. November 2005 (ABl.EKD S. 551) verordnet der Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland:

Einziger Paragraph
Das Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten in der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 10. Novem-
ber 2005 (ABl.EKD S. 551) tritt am 1. April 2007 in Kraft in der
Evangelischen Landeskirche Anhalts,
Evangelischen Landeskirche in Baden,
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz,
Bremischen Evangelischen Kirche,
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck,
Lippischen Landeskirche,
Evangelischen Kirche der Pfalz,

Pommerschen Evangelischen Kirche, 
Evangelisch-reformierten Kirche,
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen,
Evangelischen Kirche von Westfalen,
Evangelischen Landeskirche in Württemberg,
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland und
in der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch-
lands und ihren Gliedkirchen (Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Bayern, Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig,
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs, Nordelbischen Evange-
lisch-Lutherischen Kirche, Evangelisch-Lutherischen Landeskirche
Sachsens, Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schaumburg-
Lippe, Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen).
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(2) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
bestimmt für den jeweiligen Bereich, wer Mitglied eines kirchen-
leitenden Organs ist und wer ein kirchenleitendes Amt innehat.

§ 92
Kirchenbeamtenvertretungen

Bei der Vorbereitung kirchenbeamtenrechtlicher Vorschriften sind
nach Maßgabe des jeweils geltenden Rechts der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse Vertreterinnen und Vertreter der Kirchen-
beamtenschaft zu beteiligen. Zu diesem Zweck können Kirchen-
beamtenvertretungen gebildet werden. Das Nähere regeln die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.

Teil 8 Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 93

Zuständigkeiten
(1) Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zuständigkeit
bestimmt ist, ist die jeweilige oberste kirchliche Verwaltungs-
behörde zuständig. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
die in diesem Kirchengesetz bestimmten Zuständigkeiten je für
ihren Bereich in anderer Weise regeln.
(2) Unbeschadet der in diesem Kirchengesetz geregelten Zustän-
digkeiten können die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
ihren Bereich bestimmen, dass bestimmte Maßnahmen und Ent-
scheidungen nur mit Zustimmung der aufsichtsführenden Kirche
nach § 2 Abs. 1 getroffen werden dürfen.

§ 94
Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes erhalten die Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten den Rechtsstand nach diesem
Kirchengesetz.

(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. Das Nähere regeln die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.

§ 95
In-Kraft-Treten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangelische
Kirche in Deutschland am 1. Januar 2006 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Amtskräfte im Kirchen-
beamtenverhältnis vom 6. November 1997 (ABl.EKD S. 501),
geändert durch Kirchengesetz vom 7. November 2002 (ABl.EKD
S. 390) außer Kraft. Soweit in weitergeltenden Bestimmungen auf
nach Satz 1 aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten die
Vorschriften dieses Kirchengesetzes an deren Stelle. 
(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkirchen in
Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung erklärt haben. Für die Ver-
einigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands und ihre
Gliedkirchen tritt es in Kraft, nachdem die Vereinigte Evange-
lisch-Lutherische Kirche Deutschlands ihre Zustimmung erklärt
hat. Die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können ihre Zustimmung auch nach Verkündung dieses Kir-
chengesetzes bis zum 15. Dezember 2007 erklären. Den Zeit-
punkt, zu dem dieses Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat
der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.

§ 96
Außer-Kraft-Treten

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Bereich außer Kraft
setzen. Für die Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Luthe-
rische Kirche Deutschlands kann das Außer-Kraft-Setzen nur
durch die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutsch-
lands erklärt werden. Gliedkirchen der früheren Evangelischen
Kirche der Union, die diesem Gesetz zugestimmt haben, können
das Außer-Kraft-Setzen nur gemeinsam erklären. Der Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung
fest, dass und zu welchem Zeitpunkt, das Kirchengesetz jeweils
außer Kraft getreten ist.

Erste Verordnung über das In-Kraft-Treten
des Kirchenbeamtengesetzes der EKD vom 10. November 2005

Vom 8. Dezember 2006
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II.
Landeskirchliche Gesetze und Verordnungen

Frühjahrstagung 2007 der 25. Landessynode
der Evangelisch- Lutherischen Landeskirche Sachsens

Vom 13. März 2007

Reg.-Nr. 1212

Die 25. Landessynode unserer Landeskirche tritt zu ihrer diesjäh-
rigen Frühjahrstagung in der Zeit vom 20. bis 23. April 2007 im
„Haus der Kirche“, Dreikönigskirche Dresden, zusammen.

Dieser Tagung der Landessynode ist am Sonntag Quasimodogeniti
15. April 2007

in allen Gemeinden der Landeskirche im Allgemeinen Kirchen-
gebet fürbittend zu gedenken.

Die Zeiten der Plenarsitzungen bitten wir der Wochenzeitung
„Der Sonntag“ zu entnehmen.

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt Sachsens

Hofmann

III.
Mitteilungen

Abkündigung
für die Haus- und Straßensammlung der Evangelisch-Lutherischen

Landeskirche Sachsens für die Arbeit der Diakonie vom 11. bis 20. Mai 2007

Reg.-Nr. 40142 (25) 2494

Die nächste Haus- und Straßensammlung im Bereich der Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens ist in Abstimmung mit
dem Sächsischen Staatsministerium für Soziales für den Zeitraum
vom 11. bis 20. Mai 2007 festgelegt worden. Unter dem Motto
„(Aus)Wege suchen – finden – gehen“ wird für die Arbeit der
Ehe-, Partnerschafts- und Lebensberatung gesammelt.
Menschen in Beziehungs- und Lebenskrisen erleben sich häufig
einer Mischung unterschiedlichster, schwer auszuhaltender Gefühle
ausgeliefert und in ihrem Selbstwertgefühl sehr verunsichert. Das
bisherige Lebenskonzept ist völlig durcheinander geraten,
erprobte Verhaltensmuster versagen. Dann ist es wichtig, nicht
allein zu bleiben.

Kirchliche Beratungsstellen in Trägerschaft der Diakonie in Sach-
sen wissen sich dem christlichen Auftrag verpflichtet, Menschen
in Notsituationen anzunehmen. Beratungsprozesse können neue
Hoffnung, Orientierung und Sinnstiftung – auch im christlichen
Glauben – bewirken.
Damit Ehe-, Partnerschafts- und Lebensberatung der Diakonie in
Sachsen weiterhin gesichert werden kann, bitten wir um Ihre Unter-
stützung als Sammlerin und Sammler oder durch eine Spende.

Vielen Dank!

Haus- und Straßensammlung
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens

Vom 20. März 2007

Reg.-Nr. 40142 (25) 2494

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens führt in
ihrem Bereich eine Haus- und Straßensammlung für diakonische
Zwecke in der Zeit vom 

11. bis 20. Mai 2007
durch.
Die Festlegung des Sammlungstermins ist gemäß Artikel 18,
Abs. 2 des Evangelischen Kirchenvertrages Sachsen vom 24. Mai
1994 (SächsGVBl. S. 1253; ABl. S. A 94) in Abstimmung mit
dem Sächsischen Staatsministerium für Soziales erfolgt. Der Termin
wurde in den Sammlungskalender für landesweite Sammlungen
aufgenommen.

Die für die Durchführung der Sammlung erforderlichen Materia-
lien und Hinweise gehen den Pfarrämtern über die Superinten-
denturen zu.

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt Sachsens

Hofmann
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Abkündigung 
der Landeskollekte für Posaunenmission und Evangelisation

am Sonntag Miserikordias Domini (22. April 2007)

Reg.-Nr. 401320-19 (2) 168

Unter Hinweis auf den Plan der Landeskollekten für das Kirchen-
jahr 2006/2007 (ABl. 2006 S. A 105) wird empfohlen, die Abkün-
digung mit folgenden Angaben zu gestalten:

Evangelisation heißt, die gute Nachricht unter die Leute bringen.
Damit ist Evangelisation der „Spezialfall“ der Mission, der Kirche.
Denn wir sind durch die Taufe nicht nur hinein genommen in die
Gemeinschaft der Glaubenden, in den Dienst am Nächsten und in
Gottes Lob und Gottes Anbetung. Auch die Weitergabe des Glau-
bens gehört zur christlichen Existenz. Darum tagt die Landes-
synode am Sonnabend, dem 21. April, unter dem Thema: „Mut
zur Mission“. Darum stellt die Landeskirche erhebliche Steuer-
und Kollektenmittel zur Verfügung, um die Fähigkeit Vieler zur 

Weitergabe des Glaubens zu stärken, um Ehrenamtliche in ihrem
Dienst zu unterstützen, um seelsorgerliche Kompetenz aufzubauen
und die Befähigung zur Ansprache anderer weiter zu entwickeln.
Gemeindeevangelisationen, der Gemeindebibeltag und andere
Initiativen werden finanziell mit abgesichert. Auch die Posaunen-
mission wird wieder mit dem entsprechenden Zuschuss bedacht.
Ihre Bläserinnen und Bläser setzen mit ihrer Musik und Verkün-
digung in vielen Gottesdiensten, bei kirchlichen Festen und
öffentlichen Anlässen missionarische Akzente und bereiten sich
schon jetzt vor auf den 1. Deutschen Evangelischen Posaunentag
vom 30. Mai bis 1. Juni im nächsten Jahr in Leipzig, wo über
zehntausend Bläser zusammen kommen und Aufmerksamkeit
erregen wollen für die Gute Nachricht.

V.
Stellenausschreibungen

Bewerbungen aufgrund der folgenden Ausschreibungen sind –
falls nicht anders angegeben – bis zum 18. Mai 2007 einzureichen.

1. Pfarrstellen
Bewerbungen um nachstehend genannte Pfarrstellen sind an das
Landeskirchenamt zu richten.
Es sollen wieder besetzt werden:

D. durch Übertragung nach § 1 Abs. 4 des Pfarrstellenübertra-
gungsgesetzes – PfÜG – vom 23. November 1995 (ABl. S. A 224):

die Landeskirchliche Pfarrstelle (19.) zur Wahrnehmung der
Seelsorge in der Justizvollzugsanstalt Regis-Breitingen
Im Sommer 2007 wird der Freistaat Sachsen eine neue Justizvoll-
zugsanstalt in Regis-Breitingen in Betrieb nehmen, in der künftig
ca. 400 Jugendstrafgefangene im Alter von 14 bis 24 Jahren unter-
gebracht werden sollen.
Für die Seelsorge in dieser Justizvollzugsanstalt ist ab 1. Septem-
ber 2007 die Landeskirchliche Pfarrstelle (19.) im Dienstverhält-
nis mit eingeschränktem Umfang von 50 % zu besetzen.
Neben der Einzelseelsorge, Gottesdiensten und Gruppenangeboten
werden regelmäßige Kontakte zur Anstaltsleitung, den Vollzugs-
bediensteten, den Sozialdiensten und Initiativen der Straffälligen-
hilfe sowie Öffentlichkeitsarbeit in Sachen Gefängnisseelsorge
und enge Zusammenarbeit mit den umliegenden Kirchgemeinden
und dem Kirchenbezirk Borna erwartet.
Voraussetzung für eine Bewerbung ist eine Seelsorgeausbildung,
die den Standards der Deutschen Gesellschaft für Pastoral-
psychologie entspricht. Eine spezielle Qualifikation für Gefängnis-
seelsorge ist wünschenswert oder muss berufsbegleitend erworben
werden.
Der Bewerber/die Bewerberin benötigt eine differenzierte Selbst-
und Fremdwahrnehmung, die Bereitschaft, sich mit der Entstehung
und den Formen jugendlicher Straffälligkeit und psychosozialer
Ausgrenzung auseinanderzusetzen, Kompetenzen im Umgang
mit psychischen und sozialen Störungen sowie die Fähigkeit zu
interkultureller und milieuübergreifender Kommunikation.
Die Übertragung dieser Landeskirchlichen Pfarrstelle erfolgt gemäß
§ 37 Abs. 5 des Pfarrergesetzes befristet auf die Dauer von 6 Jahren.

Die Landeskirchliche Pfarrstelle (88.) zur Wahrnehmung des
Dienstes als Direktor des Diakonischen Werkes – Stadtmission
Dresden e.V.
Die Stelle des Direktors/der Direktorin des Diakonischen Werkes –
Stadtmission Dresden e.V. als Landeskirchliche Pfarrstelle ist
wieder zu besetzen.
Der Direktor bzw. die Direktorin leitet das Diakonische Werk –
Stadtmission Dresden e.V. und ist gemeinsam mit dem Vorstand
und der Geschäftsleitung verantwortlich für die Durchführung der
Arbeit des Vereins gemäß der gültigen Satzung und Geschäfts-
ordnung.
Zu ihren bzw. seinen Aufgaben gehören insbesondere:
– die inhaltliche Führung und Strukturierung des Werkes;
– Kommunikation theologisch ethischer Grundlagen diakonischer

Arbeit und Fortschreibung des vorhandenen Leitbildes;
– die Wahrnehmung des spezifischen Verkündigungsauftrages

der Stadtmission Dresden (missionarische Aktivitäten, Gottes-
dienste, Bibelstunden, Andachten) und geistliche Begleitung
in den Einrichtungen und unter den Mitarbeitern;

– die Außenvertretung und die Öffentlichkeitsarbeit;
– die Vertretung im Landesverband und in den Dresdner Kir-

chenbezirken und deren Kirchgemeinden;
– die Mitgliederarbeit (Gewinnung/Betreuung);
– die Investitions- und Bautätigkeit.
Erwartet werden Erfahrungen und Weiterbildung in der Leitung
kirchlich-diakonischer Arbeitsbereiche sowie Fähigkeiten im Um-
gang mit betriebswirtschaftlichen Daten.
Die Übertragung dieser Landeskirchlichen Pfarrstelle erfolgt gemäß
§ 37 Abs. 5 des Pfarrergesetzes befristet auf die Dauer von 6 Jahren.

4. Gemeindepädagogenstellen
Lutherkirchgemeinde Chemnitz (Kbz. Chemnitz)
64103 Chemnitz, Luther 54
Die Ev.-Luth. Lutherkirchgemeinde Chemnitz sucht zum 1. Au-
gust 2007 befristet für voraussichtlich eine zweijährige Elternzeit
einen hauptamtlichen Gemeindepädagogen/eine hauptamtliche
Gemeindepädagogin. Der Beschäftigungsumfang der Stelle be-
trägt 75 %.
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Die Tätigkeit umfasst folgende Schwerpunkte:
– Kindergottesdienst (Projekt in Anlehnung an Promiseland)
– verschiedene Gruppen Kinder- und Jugendarbeit
– Religionsunterricht
– Familiengottesdienste
– Begleitung ehrenamtlicher Mitarbeiter
– Rüstzeitarbeit.
Der Kirchenvorstand wünscht sich einen Mitarbeiter/eine Mitarbei-
terin, der/die engagiert in einem großen Mitarbeiterteam arbeitet.
Rückfragen und Bewerbungen sind an den Kirchenvorstand der
Ev.-Luth. Lutherkirchgemeinde Chemnitz, Altenhainer Straße 26,
09126 Chemnitz oder Tel. (03 71) 52 03 95 90 zu richten.

Kirchgemeinde Hartmannsdorf (Kbz. Chemnitz)
64103 Hartmannsdorf 18
In der Ev.-Luth. Kirchgemeinde Hartmannsdorf ist ab dem 1. Sep-
tember 2007 die hauptamtliche Gemeindepädagogenstelle mit einem
Beschäftigungsumfang von 75 % neu zu besetzen. Innerhalb dieses
Umfanges sind zurzeit 7 Stunden Religionsunterricht zu erteilen.
Die Tätigkeit umfasst folgende Schwerpunkte:
– verschiedene regelmäßige Angebote in der Kinderarbeit (Chris-

tenlehre/Jungschar)
– Erteilung von Religionsunterricht in verschiedenen Schulen
– Mitarbeit bei Familiengottesdiensten, Gemeindefesten, Krippen-

spielen usw.
– Ansprechpartner der Jungen Gemeinde
– Gewinnung und Begleitung ehrenamtlicher Mitarbeiter
– Planung und Organisation des Kindergottesdienstes und Zurüs-

tung der Helfer
– Rüstzeitarbeit und Vernetzung mit der ephoralen Kinder- und

Jugendarbeit.
Ein authentisch gelebter Glaube, ein hohes Maß an Teamfähigkeit,
Flexibilität und Individualität, gemischt mit kreativem Ideenreich-
tum, ist das, was sich die Kirchgemeinde von dem Bewerber/der
Bewerberin wünscht.
Es wäre wünschenswert, wenn der Bewerber/die Bewerberin
musikalische Ambitionen hätte. Ehrenamtliche Mitarbeiter sind
zur Zusammenarbeit bereit.
An hauptamtlichen Mitarbeitern im Verkündigungsdienst gibt es
einen Pfarrer und eine Kantorin in Teilzeitanstellung.
Wohnraum ist im Pfarrgelände vorhanden und kann gegebenen-
falls für individuelle Bedürfnisse angepasst werden.
Die Kirchgemeinde liegt 4 Kilometer von Chemnitz entfernt an
der B 95 und A 72. Im Ort gibt es einen Kindergarten und eine
Grundschule. Mittelschulen und Gymnasien sind in Burgstädt
und Limbach/Oberfrohna.
Für weitere Informationen steht Pfarrer Hermsdorf, Tel. (0 37 22)
7 79 90 60 gern zur Verfügung.
Bewerbungen sind an den Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Kirch-
gemeinde Hartmannsdorf, Kirchweg 3, 09232 Hartmannsdorf zu
richten.

Kirchgemeinde Wermsdorf (Kbz. Leisnig-Oschatz)
64103 Wermsdorf 14
Die Ev.-Luth. Kirchgemeinde Wermsdorf sucht zum 1. August 2007
befristet bis 31. Juli 2008 einen hauptamtlichen Gemeindepädago-
gen/eine hauptamtliche Gemeindepädagogin. Der Beschäfti-
gungsumfang der Stelle beträgt 93,5 % und enthält 4 Stunden
Religionsunterricht.
Die Arbeit mit Kindern in den Gemeinden (Kinderkreise, Chris-
tenlehre, Familiengottesdienste u.Ä.) bildet den Arbeitsschwer-
punkt. Einsatzort sind die Schwesternkirchgemeinden Wermsdorf,
Collm-Lampersdorf, Mahlis-Liptitz und das benachbarte Kirch-
spiel Sornzig-Ablaß.

Die Schwesternkirchgemeinden und das Kirchspiel haben An-
spruch auf je die Hälfte des Arbeitsumfanges.
Weitere Auskünfte erteilt Pfarrer Rico Riese, Tel. (03 43 64) 5 26 86.
Bewerbungen sind an den Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Kirch-
gemeinde Wermsdorf, Clara-Zetkin-Straße 18, 04779 Wermsdorf
zu richten.

6. Studienleiter/Studienleiterin Grundschule und Mittelschule
am Theologisch-Pädagogischen Institut der Ev.-Luth. Landes-
kirche Sachsens
Reg.-Nr. BA I 64012/18
Das Theologisch-Pädagogische Institut (TPI) der Ev.-Luth. Landes-
kirche Sachsens sucht zum 1. September 2007:

einen Studienleiter/eine Studienleiterin
für den Bereich Grundschule im Fach Evangelische Religion.

einen Studienleiter/eine Studienleiterin
für den Bereich Mittelschule im Fach Evangelische Religion.

Der Dienstumfang der beiden Stellen beträgt je 50 %. Dienstort
ist Moritzburg. Bei entsprechender Qualifikation und Eignung ist
die Besetzung beider Stellen in Personalunion denkbar.
Beschreibung der Arbeitsbereiche:
– Fort- und Weiterbildungsangebote für Lehrkräfte im Fach

Evangelische Religion an der Grundschule bzw. Mittelschule
im TPI und in den Regionen

– Zusammenarbeit mit allen für die beiden Schularten zuständi-
gen Fachberatern und Fachberaterinnen für das Fach Evange-
lische Religion 

– Mitarbeit an projektbezogenen Aufgaben des Theologisch-
Pädagogischen Institutes.

Anforderungen an die Stelleninhaber/die Stelleninhaberinnen:
– Qualifikation für das Lehramt an der Grundschule bzw.

Mittelschule
– Unterrichtserfahrung im Fach Evangelische Religion
– Fortführung eigener Unterrichtspraxis in der Grundschule

bzw. Mittelschule ist erwünscht.

Die Vergütung erfolgt nach den landeskirchlichen Bestimmungen.
Für weitere Auskünfte steht Herr René Franzke Tel. (03 52 07)
8 45 01, E-Mail r.franzke@tpi-moritzburg.de zur Verfügung.
Schriftliche Bewerbungen sind bis zum 31. Mai 2007 an das Theo-
logisch-Pädagogisches Institut, Bahnhofstraße 9, 01468 Moritz-
burg zu richten.
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Bibelarbeit über 1. Mose 13

auf dem Zukunftskongress der EKD in Wittenberg (25. – 27.1.2007)

von Prof. Dr. Dr. h.c. Eberhard Jüngel, Tübingen

HANDREICHUNGEN FÜR DEN KIRCHLICHEN DIENST

EG 440, 1-4: All Morgen ist ganz frisch und neu …

Und Abraham zog von Ägypten herauf in das Südland, er und seine
Frau und alle seine Habe, und Lot mit ihm.

Und Abraham war sehr reich an Vieh, an Silber und an Gold. Er
zog von Lagerplatz zu Lagerplatz, vom Südland bis nach Bethel,
bis zu der Stätte, wo (schon) zu Anfang sein Zelt gestanden hatte,
zwischen Bethel und Ai, jene Stätte, wo er vorher den Altar gebaut
hatte. Und Abraham rief dort den Namen Jahwes an.

Und auch Lot, der mit Abraham zog, hatte Schafe, Rinder und Zelte.
Und das Land ertrug es nicht, daß sie beieinander blieben; denn
ihre Habe war sehr groß. So kam es (denn auch) zum Streit zwischen
den Hirten über Abrahams Vieh und den Hirten über Lots Vieh.
Damals wohnten die Kanaaniter und die Pheresiter im Land.

Da sprach Abraham zu Lot: Lass doch kein Streit sein zwischen
mir und Dir und zwischen meinen Hirten und Deinen Hirten! Wir
sind doch Brüder! Steht Dir nicht das ganze Land offen? Trenne
Dich doch von mir! Willst Du nach links, dann gehe ich nach
rechts; und willst Du nach rechts, gehe ich nach links.

Da erhob Lot seine Augen und sah, daß die ganze Jordanebene
reich an Wasser war – das war, bevor Jahwe Sodom und Gomor-
rha zerstörte – wie ein Garten Gottes, wie das Land Ägypten, bis
hin nach Zoar. Da wählte sich Lot die ganze Jordanebene. Und
Lot brach nach Osten auf. So trennten sie sich voneinander. Abra-
ham blieb im Lande Kanaan, Lot ließ sich in den Städten der Ebe-
ne nieder und zeltete bis nach Sodom. Aber die Leute von Sodom
waren böse und sündigten sehr gegen Jahwe.

Und Jahwe sprach zu Abraham, nachdem sich Lot von ihm
getrennt hatte: Hebe Deine Augen auf und siehe von dem Ort, an
dem Du stehst, nach Norden und nach Süden, nach Osten und
nach Westen: das ganze Land, das Du siehst: Dir will ich es geben
und Deinen Nachkommen, für ewige Zeiten. Und Deinen Samen
will ich machen wie den Staub der Erde; nur wenn einer den
Staub der Erde zählen kann, kann er auch Deine Nachkommen
zählen. Auf, durchziehe das Land in seiner Länge und seiner Breite!
Denn Dir will ich es geben.

Und Abraham brach mit seinen Zelten auf, zog los und ließ sich
nieder bei der Terebinthe von Mamre bei Hebron. Und er baute
dort für Jahwe einen Altar.

Erzählen müßte man können, verehrte Zuhörerinnen und Zuhörer:
so wie die alten Erzähler aus längst vergangenen Zeiten zu erzählen
vermochten; so zu erzählen vermochten, daß die, denen da etwas
erzählt wird, gar nicht genug davon hören können.

Heutzutage sind es oft nur noch die Kinder, die uns Erwachsene
zum Erzählen verführen, ja zum Erzählen geradezu herausfordern.

Und wenn dann erzählt wird, können sie in der Tat gar nicht genug
davon kriegen. Wenn ich abends am Bett meiner Patenkinder eine
Gute-Nacht-Geschichte erzähle, um ihnen den Übergang in das
Dunkel der Nacht zu erleichtern, heißt es nur zu oft: erzähl weiter,
Onkel, noch eine Geschichte, erzähl weiter! Ja, bei den Gute-Nacht-
Geschichten, mit denen wir Kindern den Abschied vom Tag leichter
machen, da klappt es noch: das Erzählen. Ganz egal, ob es sich um
ein Märchen handelt oder um eine wahre Begebenheit oder um
eine Mischung von Dichtung und Wahrheit.

Wenn wir doch so von diesem Wittenberger Zukunftskongress der
EKD erzählen könnten: so, daß man aufhorchen würde in unseren
Gemeinden und in den Medien und sogar bei denen, die mit der
Kirche wenig oder gar nichts mehr anfangen können; so, daß sie
noch mehr hören wollen von dem, was die Kirche bewegt und alle
Welt bewegen sollte!

In der Bibel wird viel erzählt. Schon die ersten Kapitel der heiligen
Schrift sind randvoll von Erzählungen. Allerdings nicht von Gute-
Nacht-Geschichten, die den Übergang in das Dunkel der Nacht
erleichtern sollen! Ganz im Gegenteil: die biblischen Erzähler
wollen dem Leben am hellen Tag zugute kommen. Sie wollen nicht
einschläfern, sondern hell wach machen. Denn was die biblischen
Texte von längst vergangenen Begebenheiten erzählen, das hat
den jetzt lebenden Menschen, die erzählte Vergangenheit hat der
Gegenwart etwas zu sagen. Was vor Urzeiten erlebt und erfahren
wurde, das soll uns so vermittelt werden, daß wir wenn nicht die-
selben, so doch ähnliche Erlebnisse und Erfahrungen machen und
in analoger Weise mit ihnen umgehen können. Gewiß, „es war
einmal“, long long ago. Aber was damals war und geschah, das
kann dazu helfen, daß sich uns unsere eigene Gegenwart ganz neu
erschließt und daß sich uns bisher verschlossene Horizonte eröffnen.
Das, was vor Urzeiten war und geschah, kennen zu lernen, kann
oft sehr viel hilfreicher und lehrreicher sein als eine ganze Ethik-
Vorlesung eines gelehrten Professors. Die mag zwar informativ
sein. Doch der authentische Erzähler will eigentlich nicht infor-
mieren. Der authentische Erzähler, so formuliert treffend Walter
Benjamin1, ist „ein Mann, der dem Hörer Rat weiß“. Der Rat aber
kommt „aus der Erfahrung: aus der eigenen oder berichteten“,
und will wieder zur Erfahrung werden, „zur Erfahrung derer, die
seiner Geschichte zuhören“ – wobei es dem Hörer „freigestellt“
ist, „sich die Sache zurechtzulegen, wie er sie versteht …, damit
erreicht das Erzählte eine Schwingungsbreite, die der Information
fehlt“.

Um lebenswichtige Erfahrungen zu vermitteln, so zu vermitteln,
daß die Hörer mit dem Erzählten ihre eigenen Erfahrungen
machen können – deshalb wurde im alten Israel noch und noch
erzählt: nicht einfach drauflos, sondern wohl überlegt; nicht ohne
Phantasie, aber mit gewissenhafter Genauigkeit.

Das fängt gleich auf den ersten Seiten der Bibel an. Das erste
Buch Mose, die sogenannte Genesis, erzählt zunächst die „Ur-

1 W. Benjamin, Der Erzähler. Betrachtungen zum Werk Nikolai Leskows, Ges. Schriften II/2, 1977, 442-445
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geschichte“ (Gen 1–11). In ihr geht es um die „elementaren Grund-
lagen der Welt“2: um den Ursprung allen geschöpflichen Seins und
Lebens und um den Ursprung aller kreatürlichen Wohlordnung im
schöpferischen Handeln Gottes, des Allmächtigen.

Doch die „Urgeschichte“ erzählt auch von der Bedrohung der von
Gott geschaffenen Welt durch das Tohuwabohu, dem Gott zwar
gleich am Anfang ein Ende gemacht hat, das der Mensch aber
immer wieder über Gottes gute Schöpfung heraufzubeschwören
droht. So gefährdet der Mensch die Erde und mit ihr zugleich sich
selbst, schon vor Urzeiten und bis zum heutigen Tag.

„Urgeschichte“ – das heißt also: Am Anfang schuf Gott Himmel
und Erde. Und die Erde war tohuwabohu … Und Gott sprach …
Und Adam und Eva … Und Kain und Abel … Und Noah und die
Sintflut … Und … Und … Und … Die „Urgeschichte“ erzählt
von den Erzanfängen. Aber sie erzählt so davon, daß sich der
gegenwärtige Mensch in sie hineinversetzen zu können glaubt:
jene Anfänge, das sind auch unsere Anfänge.

Dann wird die sog. „Vätergeschichte“ erzählt (Gen 12–50), in
der die Mütter keineswegs fehlen und die Kinder auch nicht. Es
ist die Geschichte der Patriarchen und ihrer Familien. Die Familie
ist die ursprünglichste und war lange Zeit auch die einzige Orga-
nisation menschlicher Gemeinschaft. „In der Vätergeschichte
werden die Grundverhältnisse menschlicher Gemeinschaft … zum
Gegenstand des Erzählens“3. Und das sind nicht selten recht intri-
kate familiäre Verhältnisse. Es geht um menschliche „Beziehungs-
kisten“ – wie man heute wohl sagen würde.

Doch die „Beziehungskisten“ sind, sie ereignen sich unterwegs.
Die Väter, um die es in der „Vätergeschichte“ geht, sind Nomaden,
wandernde Aramäer. Sie ziehen von hier nach dort, lassen sich für
eine gewisse Zeit nieder, um dann erneut aufzubrechen und
weiterzuziehen. Deshalb haben die sog. „Itinerare“ in der Väter-
geschichte eine bedeutsame Funktion. Sie zählen die Stationen
der wandernden Nomaden-Gruppen auf, so daß man ihren Weg
nachvollziehen und sich in Gedanken mit ihnen auf den Weg
machen kann.

Und der Gott der Väter, der macht sich ebenfalls mit ihnen auf den
Weg. Ja, er weist ihnen den Weg, er begleitet sie, beschützt sie,
hilft ihnen. Und er redet mit den Vätern, und zwar ohne jede pries-
terliche Vermittlung. „Alles, was zwischen Gott und Mensch ge-
schieht, das geschieht direkt, ohne jeden Mittler“4: Religion ohne
Kult, Religion en famille …
Eine dieser Vätergeschichten ist die im 13. Kapitel der Genesis
erzählte Geschichte von „Abraham und Lot unterwegs“. Auf sie
sollen wir uns heute morgen besinnen. Und das tun wir am besten
so, daß wir versuchen, sie nachzuerzählen, so nachzuerzählen,
daß ihre sich jeder Gegenwart neu mitteilende Wahrheit auch uns
erreicht. Mehr als ein Versuch wird es nicht werden. Denn wenn
es mehr als ein Versuch werden soll, dann müßte man eben auch
wirklich erzählen können – so wie jener authentische Erzähler aus
dem alten Israel, dem wir die „Vätergeschichte“ von „Abraham
und Lot unterwegs“ verdanken. Doch das gelingt uns kaum. Wir
stottern eher. Versuchen wir es trotzdem!

Am Ende dieser Geschichte steht – wie schon an jenem früheren
Anfang, auf den unsere Geschichte bereits zurückblickt – ein
Altar, erbaut zur Ehre Gottes. Die Geschichte hat also offensichtlich
ein frommes, ein geistliches Ende. Doch auf dem Weg zu diesem
geistlichen Ende geht es weltlich, geht es sogar sehr weltlich zu.

Der Erzähler erzählt eine Geschichte, die voll von Gegensätzen
ist; oder sagen wir es etwas vorsichtiger: die voll von Spannungen
und Kontrasten ist.

Da begegnen sich Wirtschaftsinteressen und Glaubensentschei-
dungen; da begegnen sich Vertrauen in Gottes Verheißung und ein
Appell an die menschliche Vernunft. Da begegnen sich Verzicht und
überfließender Reichtum. Und wir begegnen der Schönheit eines
ertragreichen Landes und mitten darin Sodom und Gomorrha –
zwei wegen ihrer Bosheit und Verkommenheit sprichwörtlich
gewordene Städte. Doch davon ist nur am Rande die Rede, eher
nebenher. Die Hörer der Erzählung nehmen das nur wie ein fernes
Donnergrollen wahr oder wie eine schwarze Wolke am Horizont,
die kommendes Unheil befürchten läßt. Insgesamt aber dominieren
die satten, saftigen Farben in der Geschichte von „Abraham und
Lot unterwegs“.

Könnte man riechen, was hier erzählt wird, es röche nach würzi-
gem Boden und reifen Früchten – es röche gut. Sehr „weltlich“,
sehr „lebensnah“, ja, selber Welt und kräftiges Leben – das ist der
Weg des Patriarchen Abraham, den Paulus später den Vater aller
Glaubenden nennen wird und den nicht nur Juden und Christen,
sondern auch die Muslime als Patriarchen verehren. Doch das trennt
sie eher. Die Rede von den drei „abrahamitischen Religionen“ hat
zwar ein unbestreitbares Wahrheitsmoment. Aber sie kann auch
die tiefe Differenz zwischen Judentum, Christentum und Islam
vernebeln. Denn in Synagoge, Kirche und Moschee nimmt die
Gestalt des Patriarchen sehr unterschiedliche Züge an.

In unserer Geschichte sehen wir Abraham unterwegs auf sehr
weltlichen Wegen: unterwegs von Weideplatz zu Weideplatz. Und
da entstehen sehr weltliche Probleme, mit denen man auf sehr
weltliche Weise fertig werden muß. Doch am Ende dieser sehr
weltlichen Wege mit ihren sehr weltlichen Problemen steht ein
Altar. Seine Steine bringen zum Ausdruck, daß Abrahams Weg
eminent geistlich war, daß er der Weg einer Führung war. Gottes
Wort führte und es wußte, wohin. Ein Mensch folgte; wohin – das
wußte er nicht. Aber er wußte, daß Gott es weiß. Und das war
genug.

Ist es uns auch genug? Einer vom Rat der EKD eingesetzten
Perspektivkommission, die die Zukunft der Evangelischen
Kirche in Deutschland bedenken und die bis ins Jahr 2030 vor-
ausdenken soll, kann das gar nicht genug sein. Sie muß ja die
Gegenwart in die Zukunft hochrechnen und sich dann ihre
Gedanken machen oder doch dazu anregen, daß wir alle uns
unsere Gedanken darüber machen, wie es weitergehen soll mit
dem kirchlich verfaßten Christentum in Deutschland. Und da
gilt: Vertrauen ist gut, Gottvertrauen zumal; doch planen ist –
nein nicht: besser. Aber Planen ist auch gut. Und unerläßlich. In
gewisser Weise hatte ja auch Abraham zumindest kurzfristige
Pläne.

Der Mann war ein Kleinviehnomade, schwer reich an Vieh, Silber
und Gold. Das Ziel aller Kleinviehnomaden sind Weideplätze, ist
fruchtbares Land. Wenn man es findet, hält man inne, schlägt seine
Zelte auf und läßt das Vieh weiden – bis die Weide kahl gefressen
ist. Dann geht es wieder weiter: von Weideplatz zu Weideplatz. So
war auch Abraham unterwegs – dem unbekannten Land entgegen,
das Gott ihm verheißen hatte. So ging er seinen Weg. So kam er
in jene Gegend, in der er früher schon einmal sein Zelt aufge-
schlagen und seinem Gott einen Altar errichtet hatte. So kam er in
die Gegend von Bethel.

2 C. Westermann, Genesis. Biblischer Kommentar, Altes Testament, I/11, 1

3 Ebd.

4 A.a.O, I/12, 124



Mit ihm zog ein Verwandter, der hieß Lot und hatte auch Schafe,
Rinder und Zelte, auch er ein Nomade, auch er wohlhabend, ja
reich. Und Reichtum braucht Platz. Abraham und Lot brauchen
viel Platz: Raum für Mensch und Tier, Lebensraum. Doch der
Lebensraum, den sie miteinander teilen, ist begrenzt. Es kommt
zum Streit zwischen den Hirten des Einen und denen des Anderen.
Und hinter diesem Geplänkel auf niederer Ebene wird eine Inter-
essenkollision der beiden Besitzer sichtbar. Sie sind beide zu
reich, um gemeinsam zu leben. Zu mächtig, um gemeinsam zu
arbeiten und gemeinsam zu genießen. Ein späterer Bearbeiter der
Erzählung erläutert: „Das Land ertrug es nicht, daß sie beisammen
bleiben konnten; denn ihre Habe war groß.“

Ein Konflikt erscheint unausweichlich, wenn Macht und Macht so
dicht beieinander wohnen und wenn der Reichtum des einen mit
dem Reichtum des anderen ins Gehege kommt. Es droht einer von
jenen Konflikten, wie die Geschichte sie immer wieder hervor-
bringt, wie sie auch in unseren Tagen hinreichend bekannt sind:
Konflikte, die auf eine Katastrophe zusteuern, wenn sie nicht recht-
zeitig aufgefangen werden. Durch einen „Mentalitätswandel“ zum
Beispiel, der es erlaubt, mit soviel Macht und soviel Reichtum
friedlich fertig zu werden.

Ein Konflikt aufgrund überfließenden Reichtums – nein, der-
gleichen droht der Evangelischen Kirche in Deutschland wahr-
haftig nicht. Ein solcher Konflikt droht wohl keiner Kirche in
Europa. Doch uns schon gar nicht. In dem vor einer Woche ver-
öffentlichten EKD-Papier „Wandeln und Gestalten“ wurde aus
der dramatisch schwindenden Mitgliederzahl hier in meiner ost-
deutschen Heimatkirche und in den anderen strukturschwachen
Regionen der Bundesrepublik die Folgerung gezogen, daß es auch
in der EKD zu einem „Mentalitätswandel“ kommen müsse. Doch
der ist dem schwindenden Reichtum und dem schwindenden
Gewicht der Kirche in der deutschen Gesellschaft geschuldet. Da
waren Lot und Abraham doch in einer geradezu beneidenswerten
Lage, als sie wegen ihres Reichtums aneinander zu geraten drohten.

Indessen, Abraham wehrt der drohenden Katastrophe. Mitten in
die gespannte Lage hinein fällt von seiner Seite das lösende Wort:
„Wir sind doch Brüder!“ Das wirkt immer – möchte man meinen.
Unter uns Pastorentöchtern zumal: „Wir sind doch Schwestern!
Wir sind doch Brüder! Also bitte …“ Nur möge man diese Erin-
nerung nicht sentimental mißverstehen. Wenn ich an meine eigenen
Schwestern oder an mich und meinen Bruder denke, ist mir sofort
klar, daß ein solcher Satz eine sehr nüchterne Erinnerung zu sein
vermag, der einen „Vorschlag zur Güte“ einleitet.

So auch bei Abraham. Seine Erinnerung daran, daß er und Lot
engste Verwandte sind, ist ein sehr unsentimentaler, ein sehr nüch-
terner Appell an die menschliche Vernunft.

Wenn wir Christen einander „Bruder“ sagen und „Schwester“,
dann bringen wir damit in der Regel ein Zusammengehörigkeits-
gefühl zum Ausdruck, das uns auch zusammenhält. Wir halten es
da eher mit der Erzählung aus dem Buch Ruth: „Wo Du hingehst,
da will ich auch hingehen. Und wo Du bleibst, bleibe auch ich“
(Ruth 1, 16). Auf den ersten Blick scheint das ja auch dem Selbst-
verständnis der una sancta catholica et apostolica ecclesia genau zu
entsprechen. In ihr gilt: „Wir wollen niemals auseinander gehen!“

In der „Vätergeschichte“ ist es anders: „Wir sind doch Brüder“,
daraus folgt hier: „Trenne Dich doch von mir. Willst Du links, so
gehe ich rechts, oder willst Du rechts, so gehe ich links“. Abraham

appelliert an die Vernunft. Keiner von beiden soll auf Besitz und
Macht verzichten, keiner soll aber auch zu einer den Anderen
erdrückenden Supermacht entarten. Man will friedlich ausein-
andergehen. „Wir sind doch Brüder“ – das heißt Gewaltanwendung
scheidet aus. Krieg jeder Art kommt nicht in Frage. Auch der
Kleinkrieg auf Hirtenebene nicht. Denn das, was man später als
„Krieg“ kennen lernt und auch so nennt, das gibt es hier, wo es um
familiäre „Beziehungskisten“ geht, noch nicht. Hier gibt es nur
„Streit“, der aber nicht weniger vehement und lebenszerstörend
sein kann als der zwischen Völkern und Staaten geführte „Krieg“. In
beiden Fällen ist menschliches Leben in Gefahr. „Wir sind doch
Brüder“, das kann man übersetzen mit „wir wollen uns leben lassen“.

Insofern ist unsere Geschichte das positive alttestamentliche
Gegenstück zu der anderen alttestamentlichen Erzählung vom
schrecklichen Ende menschlicher Bruderschaft, die die „Ur-
geschichte“ erzählt hatte: zur Erzählung von Kain und Abel, der
Geschichte vom Brudermord. Abraham kommt dieser finsteren
Möglichkeit, die auch hier am Rande sichtbar wird, zuvor. Er
appelliert in einer sich zuspitzenden Lage an die Vernunft, ehe es
zu spät ist, bevor die unbedachte Tat geschieht: „Wir sind doch
Brüder!“

Liebe Brüder und Schwestern, das ist auch eine Möglichkeit von
Brüderlichkeit: in Frieden auseinanderzugehen. Man muß sich
dabei ja nicht aus den Augen verlieren. Als Lot später – schon das
nächste Kapitel erzählt davon – von fremden Königen in Sodom
überwältigt wurde, da ist Abraham alsbald zur Stelle, um ihm zu
helfen. Diese Hilfe ist eine späte Frucht der jetzt vollzogenen
friedlichen Trennung.

„Wir sind doch Brüder“ – dieser unsentimentale Appell an die
menschliche Vernunft kann auch heute auf Erden im Großen und
im Kleinen Wunder wirken. Er bedeutet Verzicht auf Gewalttat,
auf physische und geistliche (jawohl: auch geistliche) Gewalttat.
Mitunter kann er auch in der christlichen Ökumene mehr bewirken
als ein zu enges Zusammenrücken. Mitunter dient es dem ökume-
nischen Frieden, wenn die einen sich mehr nach links und die
anderen sich mehr nach rechts orientieren. Wenn sie sich nur nicht
aus den Augen verlieren, sondern im entscheidenden Augenblick
gemeinsam zur Stelle sind.

Dieser Appell an die Vernunft wird jedenfalls immer dann not-
wendig, wenn Macht zur Supermacht entarten will, wenn Lebens-
hunger lebensbedrohend wird, wenn geistige Stärke zur ideologi-
schen Fessel wird und wenn geistlicher Mut zu geistlichem
Hochmut, evangelischer Zuspruch zu klerikalem Anspruch entartet.
Dann ist es dringend geboten, Abstand zu nehmen, Distanz zu
gewinnen. Dann wird der Appell „Wir sind doch Brüder!“ zum Aus-
druck einer elementaren Entkrampfung: Wir wollen uns leben lassen.

Höchste Verantwortung spricht sich also in dieser Aufforderung
zur Trennung aus; auf keinen Fall zu verwechseln mit einem „laissez
faire, laissez aller“. Im Gegenteil: es geht um brüderlichen Abstand
voneinander, es geht um brüderliche Distanz. Es geht darum, daß
Brüder und Schwestern einander auch geistlich leben lassen.

Hoffen wir, daß auch bei dem in unserer Kirche unerläßlichen
„Mentalitätswandel“ so viel Verantwortung zur Stelle ist, daß wir
uns diesem Appell an die Vernunft bei aller theologischen Gegen-
sätzlichkeit und Polemik nicht verschließen: Wir, die angeblich
Modernen und die vermeintlich Orthodoxen, die allzu Kritischen
und die allzu Unkritischen, wir, die angeblich Reaktionären und
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die vermeintlich Fortschrittlichen, wir sind doch Brüder. Wir sollten
uns entkrampfen. Wir sollten nicht gegeneinander zu Felde ziehen,
sondern brüderliche Distanz gewinnen. Wir sollten uns denken
und leben lassen.

Dieser Appell an die Vernunft kann von jedem verstanden werden.
Und jeder, der ihn versteht, weiß, daß man diesem Appell nicht
folgen kann ohne Selbstbeherrschung und Selbstbeschränkung.
Es ist uns ja leider nicht fremd, zumindest mit Worten zuzuschlagen,
wenn uns die Nähe eines Anderen unerträglich wird. Der Übergriff
liegt oft näher als Selbstbeherrschung und Selbstbeschränkung.
Selbstverwirklichung ist lockender.

Verstehen kann also jeder, was da von ihm erwartet wird. Aber es
gilt, das Verstandene auch zu tun. Und das fällt schwer. Abraham
fällt es erstaunlich leicht.

Unsere Geschichte erzählt, daß Abraham seinen Appell an die
Vernunft sofort mit einem großzügigen Angebot verbindet: Lot
soll wählen, wohin er ziehen will. Er, Abraham, wird sich mit dem
ausgeschlagenen Rest begnügen. Das ist gewiß ein Beispiel von
Selbstbeherrschung und Selbstbeschränkung. Aber darin spricht
sich noch etwas ganz anderes aus. Und damit kommen wir erst
zum Kern unserer Geschichte. Denn was sich da in Selbstbeherr-
schung und Selbstbeschränkung ausspricht, das ist ein geradezu
erschreckendes Maß an Gottvertrauen. Und deshalb, deshalb vor
allem wird diese Geschichte erzählt. Nicht nur, weil hier an die
Vernunft appelliert wird, sondern weil hier der Glaube an die Ver-
nunft appelliert, das Vernünftige zu tun.

Man bedenke: Abraham war immerhin auf dem Weg in das ihm
verheißene, aber noch unbekannte Land, als er Lot aufforderte,
nach links oder nach rechts aufzubrechen, ganz nach eigener
Wahl. Konnte nicht in der von Lot gewählten Richtung das gelob-
te Land, also das Ziel der göttlichen Verheißung liegen? Gab
Abraham nicht leichtfertig preis, was Gott ihm zugedacht hatte?
Was Gott für ihn bereit hielt, vielleicht lag es gerade dort: dort, wo
nun Lot seinen Lebensraum haben wird?

Unsere Geschichte erzählt das Gegenteil. Und sie gibt damit zu
verstehen, daß Gottes Verheißung für uns niemals auf Kosten des
Nächsten verwirklicht wird.

Abraham glaubt der Verheißung Gottes. Gerade deshalb kann er
zuwarten. Denn der Glaube mißt Erfolg und Mißerfolg nicht nach
sichtbaren Dingen. Der Glaube kennt nur einen Erfolg: von Gott
geführt zu werden. Und er kennt nur einen Mißerfolg: von dem,
was vor Augen liegt, verführt zu werden. Der Erzähler schildert
mit starken Superlativen und faszinierender Umständlichkeit den
Eindruck, den das schöne und fruchtbare Land auf Lot macht:
„Da erhob Lot seine Augen und sah, daß die ganze Jordanebene
wohl bewässert war … wie der Garten Gottes, wie das Land
Ägypten“ – wahrhaftig ein verführerischer Eindruck für einen
Kleinviehnomaden. Abraham läßt Lot die Wahl, und Lot hat sich
den besseren Teil erwählt und brach auf gen Osten.
Abraham neidete es ihm nicht. Er gönnt ihm offensichtlich das
fruchtbare Land, die satten Gefilde in der Jordanebene. Doch
auch der Verzichtende kommt nicht zu kurz. Diese „Väterge-
schichte“ will uns nicht eine Moral des Verzichts vermitteln. Ganz
im Gegenteil!

In einer geradezu unanständig anmutenden Konsequenz wird
dem, der da eben noch verzichtend hinter dem Anderen zurück-

trat, nun seinerseits Lebensraum eröffnet. Und zwar weitaus mehr
als er braucht. So weit sein Auge blicken kann, soll das Land ihm
gehören. Gott selbst öffnet ihm die Augen für das, was an welt-
lichen Gütern nun auf ihn wartet. Der sich nicht verführen ließ
von dem, was vor Augen liegt, der soll sich nun sattsehen. Schon
seine Augen sollen genießen, was ihm an Besitz zuteil werden
soll: „Hebe doch Deine Augen auf und sieh … nordwärts, süd-
wärts, ostwärts, westwärts!“ Man meint fast Gottes eigene Freude
zu spüren an all dem, was er Abraham da sehen und nehmen läßt.
Und mehr noch: selbst einen Blick in die Zukunft darf Abraham
tun. Der Staub zu seinen Füßen wird zum anschaulichen Bild für
die Zukunft seines Geschlechtes: „Deine Nachkommen will ich
mehren wie den Staub der Erde“.

Was das bedeutet, wird klar, wenn man die dunklen Geschichten
liest, in denen nachher Lots Töchter für Nachkommenschaft sorgen
müssen. Da muß sehr, sehr menschlich manipuliert werden. Abra-
ham hingegen darf göttlicher Fürsorge gewiß sein. Nicht nur jetzt,
nicht nur für sich. Noch lange nach Abrahams Tod wird der jetzt
für ihn sorgende Gott sein Gott, der Gott Abrahams, sein und heißen.

Ein verhaltener Jubel durchzieht deshalb den Schluß unserer
Erzählung. Reich beschenkt steht Abraham da. Das verheißene
Land liegt vor ihm. Und er soll sich dessen freuen. Gar nicht pro-
testantisch, gar nicht abstinent ergeht da Gottes Aufforderung:
„Auf! Durchwandre das Land in der Länge und Breite, nimm´s
hin, denn Dir schenke ich es!“ Es ist nicht Belohnung für erlittenen
Verzicht, sondern es ist die Fülle göttlicher Gnade, die da auf
Abraham überströmt. Und so spiegelt sich in der göttlichen
Schenkung, die dem Vater aller Gläubigen zuteil ward, die Fülle
des Reichtums Gottes, der für alle seine Kinder irdische und geist-
liche Güter bereit hält.

Der Glaube vertraut auf Gottes Reichtum. Und Gott gibt, was er
hat. Er verschenkt irdischen Lebensraum und schenkt ewiges
Leben, er gibt zeitliche Güter und vergibt Sünden für alle Zeit. So
ist der ewigreiche Gott am Werk, so führt er uns, so führt er auch
die Evangelische Kirche in Deutschland: niemals nur geistlich,
sondern immer auch weltlich. Aber eben auch niemals nur welt-
lich, sondern immer auch geistlich.

Und deshalb steht am Ende dieser alten Geschichte mit all ihren
weltlichen Wohlgerüchen ein Altar, erbaut zur Ehre Gottes. Der
Appell an die Vernunft, der Abraham und Lot veranlaßte, in Frieden
auseinander zu gehen, und der Frieden Gottes, der höher ist als
alle Vernunft, schließen sich also nicht aus. Mehr noch. Kritischer
Gebrauch der Vernunft und die Anbetung des ewigreichen Gottes
begünstigen und befördern sich gegenseitig. Denn Gott ist ein
Freund des gesunden Menschenverstandes (Karl Barth). Deshalb
ist es würdig und recht, wenn der gesunde Menschenverstand
diesem Gott dankt und ihm die Ehre gibt.

Und so hoffen wir, daß auch die „Kirche der Freiheit“ auf ihrem
Weg durch das 21. Jahrhundert immer wieder einmal so frei ist,
Gott einen Altar zu bauen mit Gedanken, Worten und Werken, sei
es nun neben einer Terebinthe oder auch einfach dadurch, daß sie
– in, mit und unter allen Perspektiv-Planungen – die Kirche im
Dorfe läßt. Wo immer wir Gott Dank sagen und ihn ehren, da ist,
da ereignet sich die Kirche der Freiheit.

Sie ereignet sich also auch hier und jetzt, wenn wir nun gemein-
sam singen: „Nun laßt uns Gott dem Herren Dank sagen und ihn
ehren …“ (EG 320,1-8).
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